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Einleitung 

Der Bundesrat wird dem neu zusammengesetzten 

Parlament am 29. Januar 2020 die Botschaft zur 

Legislaturplanung 2019−2023 und den Entwurf zu 

einem Bundesbeschluss mit den politischen Leit-

linien, den Zielen sowie den wichtigsten geplanten 

Erlassen der Bundesversammlung und weiteren 

Massnahmen unterbreiten (gemäss Art. 146 ParlG). 

Anschliessend wird das Parlament den Bundes-

beschluss über die Legislaturplanung 2019−2023 

in zwei aufeinander folgenden Sessionen (Sonder-

session und Sommersession) beraten (gemäss 

Art. 147 Abs. 1 ParlG). 

Die Ziele basieren auf den Bundesratsbeschlüssen 

vom 15. März 2019 (3 Leitlinien) und vom 22. Mai 

2019 (18 Ziele). Der Bundesrat setzt bei der Legis-

laturplanung 2019−2023 auf Kontinuität, da er der 

Ansicht ist, dass die Leitlinien der laufenden Legis-

laturperiode weiterhin aktuell sind. Gleichzeitig will 

er folgende Schwerpunktthemen hervorheben und 

in die nächste Legislaturplanung aufnehmen: 

Schutz des Klimas und Digitalisierung. Zudem soll 

die Schweiz über geregelte Beziehungen mit der 

EU verfügen. 

Die Jahresziele des Bundesrates sind dem Parla-

ment jeweils bis zu Beginn der letzten ordentlichen 

Session des Vorjahres bekannt zu geben und auf die 

Legislaturplanung abzustimmen (Art. 144 Abs. 1 

ParlG). Gestützt auf die Jahresziele nimmt der Bun-

despräsident in der Wintersession im Namen des 

Bundesrates eine mündliche Standortbestimmung 

vor. In diesem Sinne überweist der Bundesrat dem 

Parlament die Jahresziele 2020 zur Information. 

Legislaturplanung und Jahresziele tragen dazu bei, 

anhand vorgegebener Prioritäten die Arbeit der 

Verwaltung zu führen und damit die Gesetzge-

bungs- und die Verwaltungstätigkeit kohärent zu 

gestalten. Die Jahresziele des Bundesrates stellen 

dabei eine politische Absichtserklärung dar: sie 

sollen die Marschrichtung der bundesrätlichen 

Politik vorgeben, ohne aber zum Korsett zu wer-

den, das unvorhersehbare, dringend gebotene 

Massnahmen verhindern würde. Der Bundesrat 

kann deshalb in begründeten Fällen von den Jah-

reszielen abweichen. 

Wie bisher sind im Rahmen der Legislaturpla-

nung Aufgaben- und Finanzplanung sachlich und 

zeitlich miteinander zu verknüpfen (Art. 146 

Abs. 4 ParlG). Einer entsprechenden Abstimmung 

von Jahresplanung und Budget sind jedoch klare 

Grenzen gesetzt. Von grundlegender Bedeutung 

ist dabei, dass die Ausgabenentwicklung des 

nächsten Jahres jeweils weit mehr vom Vollzug 

des geltenden Rechts als von der beabsichtigten 

neuen Gesetzgebung geprägt ist. Die finanz-

politische Wirkung der Jahresziele liegt meist 

im Bereich der mittelfristigen Finanzplanung. Aus-

sagen zur künftigen Gesetzgebung im Rahmen 

der Jahresziele implizieren daher allenfalls An-

passungen des Finanzplanes, weisen jedoch eher 

selten einen direkten Bezug zum Budget des 

gleichen Jahres auf. 

Analog zur laufenden Legislaturperiode figuriert 

ein Kasten bei Ziel 12. Hier werden gebündelt alle 

sektoriellen Massnahmen zur Europapolitik stich-

wortartig aufgeführt (Verhandlungen / Abkommen 

etc.), so dass an einem Ort kompakt ersichtlich ist, 

was der Bundesrat unter «Beziehungen zur EU» 

alles angeht. Grundsätzliche Massnahmen wie 

das institutionelle Abkommen (InstA) sind jeweils 

beim Ziel 12 zu finden; die sektoriellen Massnah-

men werden bei den einzelnen Zielen im Detail 

umschrieben (z.B. das Stromabkommen oder das 

Gesundheitsabkommen). 

Die Jahresziele sind nicht nur für den Bundesrat 

und die Verwaltung von Nutzen, sondern dienen 

auch den Geschäftsprüfungskommissionen bei-

der Räte. Mit dem Planungsdokument wird die 

Rechenschaftsablage unterstützt, indem es dem 

Parlament ermöglicht, die Arbeit des Bundesrates 

über das ganze Berichtsjahr an seinen Zielen zu 

messen und gegebenenfalls gezielte Nachfragen 

zu stellen (Art. 144 Abs. 3 ParlG). Im Planungs-

dokument werden vorausschauend Ziele und zu-

gehörige Massnahmen umschrieben. Ein Jahr 

später zieht der Bundesrat in seinem Bericht über 

die Geschäftsführung Bilanz. Die Gliederung der 

Legislaturplanung, der jeweiligen Jahresziele und 

der Berichte des Bundesrates über seine Ge-

schäftsführung stimmen daher überein. 
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Schwerpunkte im Jahr 2020 

Leitlinie 1: Wohlstand 

In der Finanzpolitik wird der Bundesrat 2020 die 

Botschaft zum Bundesgesetz über administrative 

Erleichterungen und die Entlastung des Bundes-

haushalts (strukturelle Reformen) verabschieden. 

Dabei geht es um Massnahmen für strukturelle 

Reformen und Optimierungen in der Verwaltung, 

welche Gesetzesänderungen erfordern. Ferner 

wird der Bundesrat 2020 die Botschaft zur Total-

revision des Zollgesetzes verabschieden. Er schafft 

damit die Grundlagen für die Überführung der 

Eidgenössischen Zollverwaltung ins digitale Zeit-

alter. 

In der Steuerpolitik wird der Bundesrat 2020 

die Vernehmlassung zu einer Reform der Mehr-

wertsteuer eröffnen. Hierbei geht es beispiels-

weise um die mehrwertsteuerliche Behandlung 

von Subventionen und die Mehrwertsteuerer-

hebung durch Internet-Plattformen. Sodann wird 

der Bundesrat 2020 die Botschaft zum Bundesge-

setz über elektronische Verfahren im Steuerbe-

reich verabschieden. Mit dieser Vorlage sollen 

die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen wer-

den, um die Digitalisierung zu erleichtern. Weiter 

wird der Bundesrat 2020 die Haltung der Schweiz 

im OECD-Projekt «Massnahmen zur Besteuerung 

der digitalisierten Wirtschaft» festlegen und die 

Position der Schweiz zum Schlussbericht der 

OECD verabschieden. 

Bezüglich Digitalisierung wird der Bundesrat 

2020 über die Weiterentwicklung seiner Strategie 

«Digitale Schweiz» befinden. Weiter wird der 

Bundesrat 2020 die IKT-Strategie des Bundes für 

die Jahre 2020−2023 verabschieden. Er legt damit 

die strategischen Ziele und Massnahmen zur 

Funktion und Organisation der Bundesinformatik 

fest. Sodann wird der Bundesrat 2020 die Strate-

gie «Hybrid-Cloud des Bundes» verabschieden. 

Er legt damit die Ausrichtung der Nutzung von 

bundesinternen und externen Cloud-Diensten 

sowie ihr Zusammenspiel fest. Ferner wird der 

Bundesrat 2020 eine Aussprache über die zur 

Förderung der Verbreitung des elektronischen 

Patientendossiers und der digitalen Transforma-

tion des Gesundheitswesen Schweiz notwendi- 

gen Massnahmen und Ressourcen führen. Des 

Weiteren wird der Bundesrat 2020 die Botschaft 

zu einer gesetzlichen Grundlage für die Beteili-

gung des Bundes an der Zusammenarbeit der 

öffentlichen Hand im Bereich des E-Government 

verabschieden. Schliesslich wird der Bundesrat 

2020 eine nationale Geoinformationsstrategie 

verabschieden. Diese Strategie erfolgt in Umset-

zung der Eckwerte für eine Datenpolitik der 

Schweiz von 2018. 

In der Wirtschaftspolitik wird der Bundesrat die 

Botschaft zur Änderung des Versicherungsauf-

sichtsgesetzes (VAG) verabschieden. Mit den Än-

derungen im VAG sollen ein Sanierungsrecht für 

Versicherungsunternehmen sowie ein kunden-

schutzbasiertes Regulierungs- und Aufsichtskon-

zept eingeführt werden. Weiter wird der Bundes-

rat 2020 die Botschaft betreffend ZGB-Revision 

zur Erleichterung der Unternehmensnachfolge im 

Erbrecht verabschieden. Die Revision trägt zu einer 

höheren Stabilität von Unternehmen und zu einer 

Sicherung von Arbeitsplätzen bei. Sodann wird 

der Bundesrat 2020 eine Vernehmlassungsvorlage 

zu einem Bundesgesetz über die administrative 

Entlastung der Unternehmen verabschieden. Da-

mit sollen Prinzipien und Instrumente verankert 

werden, um die administrative Belastung der Un-

ternehmen durch bestehende und neue Regulie-

rungen zu senken. Ferner wird der Bundesrat 2020 

den Bericht über die Umsetzung der Empfehlun-

gen des Berichts «Rohstoffsektor Schweiz: Stand-

ortbestimmung und Perspektiven» gutheissen. 

Er wird damit die Stellung der Schweiz als eines 

wirtschaftlich wettbewerbsfähigen und gesell-

schaftlich verantwortungsvollen Standorts stärken. 

In der Aussenwirtschaftspolitik wird sich der 

Bundesrat 2020 weiterhin für den Ausbau und die 

Weiterentwicklung des Netzes von Freihandels-

abkommen (FHA) einsetzen. Dazu wird er 2020 

die Botschaft zum Abkommen zwischen den 

EFTA-Staaten und den MERCOSUR-Staaten ver-

abschieden. Die Verhandlungen über FHA mit 

Indien, Malaysia und Vietnam sollen wenn mög-

lich 2020 abgeschlossen und die Abkommen 

unterzeichnet werden. Die Gespräche mit Kanada 

im Hinblick auf eine mögliche Weiterentwicklung 
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des bestehenden Abkommens sowie die explo-

ratorischen Handelsgespräche mit den USA sollen 

2020 abgeschlossen werden; und der Bundesrat 

wird über eine mögliche Aufnahme von Verhand-

lungen mit diesen Partnern entscheiden. Ausser-

dem wird er sich für die Erhaltung und die Wei-

terentwicklung des bestehenden Zugangs zum 

Binnenmarkt der EU einsetzen. Dazu wird er sich 

für die Aktualisierung bestehender Marktzugangs-

abkommen und bei gegenseitigem Interesse für 

den Abschluss neuer Abkommen mit der EU ein-

setzen. Sodann wird der Bundesrat 2020 die be-

stehende Aussenwirtschaftsstrategie überprüfen, 

Defizite identifizieren und im Rahmen einer er-

neuerten und durch den Bundesrat verabschiede-

ten Aussenwirtschaftsstrategie gezielte Massnah-

men vorsehen. Ferner wird der Bundesrat 2020 an 

den laufenden Verhandlungen im Rahmen der 

WTO zum Digitalen Handel und zur Investitions-

erleichterung aktiv teilnehmen. 

Bezüglich «Brexit» wird der Bundesrat 2020 das 

Handelsabkommen zwischen der Schweiz und 

dem Vereinigten Königreich vom 11. Februar 2019 

vom Parlament genehmigen lassen und ratifizie-

ren. Gleichzeitig wird er Gespräche über den Aus-

bau und die langfristige Ausgestaltung der bila-

teralen Handelsbeziehungen führen. 

In der Bildungs- und Forschungspolitik wird 

der Bundesrat 2020 mit der Verabschiedung der 

BFI-Botschaft 2021−2024 seine Förderpolitik so-

wie die für die Umsetzung benötigten Mittel für 

die Bereiche Bildung, Forschung und Innovation 

in den Jahren 2021−2024 festlegen. Weiter wird 

der Bundesrat 2020 die Finanzierungsbotschaft 

betreffend Massnahmen der EU im Bereich For-

schung und Innovation für die Jahre 2021−2027 

verabschieden. Mit dieser Botschaft beantragt der 

Bundesrat einen Kredit für die Beteiligung der 

Schweiz am nächsten EU-Forschungsrahmenpro-

gramm «Horizon Europe», am Euratom-Programm, 

dem ITER-Projekt und eventuell weiteren euro-

päischen Initiativen wie beispielsweise dem Digital 

Europe Programme. 

In der Verkehrspolitik wird der Bundesrat 2020 

die Botschaft zur Finanzierung des Betriebs, des 

Substanzerhalts und der Systemaufgaben der 

Bahninfrastruktur und der privaten Güterver-

kehrsanlagen in den Jahren 2021−2024 verab-

schieden. Die Botschaft wird die Ziele für die ge-

nannten Bereiche sowie die dafür benötigten 

Finanzmittel für die Jahre 2021−2024 beinhalten. 

Weiter wird der Bundesrat 2020 die Vernehmlas-

sung zur Übernahme des vierten EU-Eisenbahn-

pakets und zum Beitritt zur Eisenbahnagentur der 

EU (ERA) eröffnen. Im Zuge des vierten Eisen-

bahnpakets mit der sogenannten «technischen 

Säule» hat die ERA im Sinne der europäischen 

Harmonisierung eine zentrale Rolle im Bereich 

Sicherheit und Interoperabilität inne. 

Leitlinie 2: Zusammenhalt 

In der Medienpolitik wird der Bundesrat, wie im 

Massnahmenpaket zur Medienförderung vorge-

sehen, 2020 die Botschaft zur Teilrevision des 

Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG) inklusive An-

passungen am Postgesetz (PG) verabschieden. 

Die Teilrevision bringt Anpassungen an die ver-

änderte Mediennutzung sowie die geänderten 

Rahmenbedingungen für die elektronischen Me-

dien mit Ausweitung auf Online-Medien und 

gleichzeitig mit Unterstützungsmassnahmen für 

die gesamte Medienbranche. 

In der Kulturpolitik wird der Bundesrat 2020 die 

Kulturbotschaft 2021−2024 verabschieden. Die 

Kulturbotschaft legt die Zielsetzungen und die 

Finanzierung der Kulturpolitik des Bundes für die 

nächste Förderperiode fest. 

In der Gesellschaftspolitik wird der Bundesrat 

2020 eine Botschaft zu einem neuen Rahmen-

kredit für die Wohnraumförderung verabschieden. 

Ziel ist es, weiterhin die Anleihen der Emissions-

zentrale für gemeinnützige Wohnbauträger (EGW) 

zu verbürgen und so den EGW-Mitgliedern eine 

langfristige Finanzierung ihrer Liegenschaften zu 

günstigen Zinskonditionen zu ermöglichen. 

In der Sportpolitik wird der Bundesrat 2020 die 

Botschaft zu einem Verpflichtungskredit zur Aus-

richtung von Finanzhilfen an Sportanlagen von na-

tionaler Bedeutung (NASAK 5) verabschieden. Da-

mit will der Bundesrat seine Finanzhilfen an Sport-

anlagen von nationaler Bedeutung weiterführen. 

In der Sozialpolitik wird der Bundesrat 2020 die 

Botschaft zur Reform der beruflichen Vorsorge 

verabschieden. Damit die finanzielle Stabilität der 



7 

beruflichen Vorsorge gewährleistet ist, muss der 

Mindestumwandlungssatz gesenkt werden. Mit 

Ausgleichsmassnahmen soll das Rentenniveau 

gehalten werden können. Weiter wird der Bun-

desrat 2020 die Vernehmlassung zur Anpassung 

der Verordnung über die Invalidenversicherung 

(IVV) eröffnen. Die Anpassung der IVV sowie die 

Schaffung allfälliger neuer Verordnungen sind 

Teil der Umsetzung der Weiterentwicklung der IV. 

In der Gesundheitspolitik wird der Bundesrat 

2020 die Botschaft zur Änderung des KVG (Mass-

nahmen zur Kostendämpfung − Paket 2) verab-

schieden. Schwerpunkte dieses zweiten Pakets 

sind die Zielvorgabe für das OKP-Wachstum, wei-

tere Massnahmen zur Kostendämpfung im Arznei-

mittelbereich sowie die Förderung der koordinier-

ten Versorgung. Weiter wird der Bundesrat 2020 

zur Umsetzung der Änderung des KVG zur Stär-

kung von Qualität und Wirtschaftlichkeit die KVV 

entsprechend anpassen und diese Änderungen 

auf den 1. Januar 2021 in Kraft setzen. 

In der Aussenpolitik wird der Bundesrat den 

strategischen Rahmen für die Jahre 2020−2023 

festlegen. In seiner aussenpolitischen Strategie 

2020−2023 legt er unter anderem die aussen-

politischen Prioritäten in den Bereichen Wohl-

stand, Frieden und Sicherheit, Nachhaltigkeit und 

digitale Gouvernanz sowie in Bezug zu Schwer-

punktregionen und den globalen Schwerpunkt-

ländern dar. Ebenfalls wird der Bundesrat 2020 

die Strategie Landeskommunikation für die 

Jahre 2020−2023 verabschieden. Weiter wird 

der Bundesrat 2020 einen Bericht gutheissen, 

bei dem es um die Frage des Einbezugs des 

Parlaments betreffend Vorbereitungen für die 

Schweizer Kandidatur zur Einsitznahme als Mit-

glied des UNO-Sicherheitsrats für die Jahre 

2023−2024 geht. 

Betreffend «internationales Genf» werden im 

Jahr 2020 allfällige Anträge der ITU und der IOM 

um Darlehen für Planungs- und / oder Renovie-

rungsvorhaben an ihren Sitzgebäuden dem Bun-

desrat zur Prüfung vorgelegt. Als Massnahme zur 

Stärkung der Rolle der Schweiz als Gaststaat setzt  

sich die Schweiz namentlich dafür ein, die bau-

liche Infrastruktur der internationalen Organisa-

tionen mit Sitz in der Schweiz zu verbessern. 

In der Entwicklungspolitik wird der Bundesrat 

2020 die Botschaft zur Strategie der internationa-

len Zusammenarbeit 2021−2024 (IZA-Strategie 

2021−2024) verabschieden, welche den strate-

gischen Rahmen für die humanitäre Hilfe, die 

Entwicklungszusammenarbeit sowie die Förderung 

des Friedens und der menschlichen Sicherheit 

setzt. Die Entwicklungszusammenarbeit soll stär-

ker fokussiert und dadurch wirkungsvoller wer-

den. In Zukunft soll zudem die strategische Ver-

knüpfung zwischen internationaler Zusammen-

arbeit und Migrationspolitik sowie das Engage-

ment für Klima und Umwelt verstärkt werden. 

Weiter wird der Bundesrat 2020 zur Umsetzung 

der Botschaft zur internationalen Zusammenar-

beit 2017−2020 umfassend Bilanz ziehen und dem 

Parlament seinen Schlussbericht unterbreiten. 

In der Europapolitik setzt die Entwicklung und 

Konsolidierung des bilateralen Weges die Fest-

legung eines institutionellen Rahmens voraus. 

Eine Lösung für die institutionellen Fragen mit der 

EU muss gefunden und gebilligt werden, damit 

neue Marktzugangsabkommen abgeschlossen 

werden können, um die bestehenden Abkom-

men zu aktualisieren und um den bilateralen Weg 

im Interesse der Schweiz fortzusetzen. Der Bun-

desrat wird den 2019 eingeleiteten Prozess im 

Jahr 2020 mit Blick auf den Abschluss eines insti-

tutionellen Abkommens (InstA) und die Verab-

schiedung der diesbezüglichen Botschaft fortset-

zen. Weiter wird der Bundesrat 2020 die Weiter-

entwicklung und Konsolidierung der bilateralen 

Abkommen fortsetzen. Er wird die Interessen der 

Schweiz gegenüber der Europäischen Kommis-

sion und den Mitgliedstaaten der EU wahren. 

Leitlinie 3: Sicherheit 

In der Migrationspolitik wird der Bundesrat 2020 

die Botschaft zum einfachen Bundesbeschluss 

zum UNO-Migrationspakt verabschieden. Darin 

wird er darlegen, dass der UNO-Migrationspakt 

den Interessen der Schweiz im Migrationsbe-

reich entspricht, da die Schweiz auf internatio-

nale Zusammenarbeit angewiesen ist, zum Bei-

spiel im Bereich der Reduktion irregulärer Migra-

tion, der Stärkung des Schutzes in den Herkunfts- 

regionen oder der zielführenden Umsetzung der 

Rückkehr. 
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Der Bundesrat will 2020 Kriminalität und Terro-

rismus wirksamer und rascher bekämpfen, in-

dem die Schweiz an der Prümer Polizeikoopera-

tion der EU-Mitgliedstaaten teilnimmt, indem den 

Schweizer Strafverfolgungsbehörden Zugang zur 

Datenbank Eurodac gewährt wird und indem 

mit den USA ein der Prümer Zusammenarbeit 

gleichwertiges Abkommen zur Verhinderung und 

Bekämpfung von Schwerkriminalität und Ter-

rorismus abgeschlossen wird. Weiter wird der 

Bundesrat 2020 die Botschaft zur Änderung des 

DNA-Profil-Gesetzes verabschieden. Damit wird 

im Strafprozessrecht die Phänotypisierung einge-

führt. 

In der Sicherheitspolitik wird der Bundesrat 

2020 die jährliche Armeebotschaft verabschie-

den. Damit die Armee über die notwendigen  

Instrumente verfügt, um den Bedrohungen wirk-

sam entgegen zu treten, sind mehrere Haupt- 

systeme der Armee in den kommenden Jahren 

zu ersetzen. Mit der Armeebotschaft 2020 bean-

tragt der Bundesrat dem Parlament erste dazu 

notwendige Verpflichtungskredite und den Zah-

lungsrahmen der Armee für die Jahre 2021−2024. 

Weiter wird der Bundesrat 2020 über einen Be-

richt zur Alimentierung von Armee und Zivil-

schutz befinden. Im Bericht werden insbesondere 

die Fragen behandelt, wie mittel- und langfristig 

genügend Dienstpflichtige und Freiwillige rekru-

tiert werden können und wie sichergestellt wer-

den kann, dass deren Kompetenzen und deren 

Anzahl den Bedürfnissen von Armee und Zivil-

schutz entsprechen. 

In der Agrarpolitik wird der Bundesrat 2020 die 

Botschaft zur Agrarpolitik ab 2022 verabschie-

den. Mit der Agrarpolitik ab 2022 soll die Agrar-

politik in den Bereichen Markt, Betrieb und Um-

welt weiterentwickelt werden. Die agrarpoliti-

schen Rahmenbedingungen sollen so angepasst 

werden, dass die Schweizer Land- und Ernäh-

rungswirtschaft zukünftige Chancen eigenstän-

diger und unternehmerischer nutzen kann. 

In der Energiepolitik wird der Bundesrat 2020 

die Botschaft zur Revision des Stromversor-

gungsgesetzes verabschieden. Mit dieser Revision 

strebt der Bundesrat Anpassungen in der Ausge- 

staltung des Strommarkts an mit dem Ziel, lang-

fristig die Versorgungssicherheit zu garantieren, 

die wirtschaftliche Effizienz zu steigern sowie 

die Marktintegration der erneuerbaren Energien 

zu fördern. Weiter wird der Bundesrat 2020 die 

Botschaft zum neuen Gasversorgungsgesetz 

verabschieden. Ziel der Vorlage ist es, die Rah-

menbedingungen für die Gasversorgung und 

den Gasmarkt in der Schweiz zu setzen und 

Rechtssicherheit zu schaffen. 

In der Umweltpolitik wird der Bundesrat 2020 

die Botschaft zur Revision des Umweltschutzge-

setzes verabschieden. Die Lärmschutzvorschrif-

ten sollen dahingehend geändert werden, dass 

in lärmbelasteten Gebieten die raumplanerisch 

geforderte Siedlungsverdichtung nach innen 

möglich und dem Schutz der Bevölkerung vor 

Lärm Rechnung getragen wird. 

In der Klimapolitik wird der Bundesrat 2020 

eine langfristige Klimastrategie verabschieden, 

die im Einklang mit den Zielen des Übereinkom-

mens von Paris steht und den Möglichkeiten der 

Schweiz Rechnung trägt. Weiter wird der Bundes-

rat 2020 − abhängig vom weiteren Verlauf der 

parlamentarischen Beratungen zur Totalrevision 

des CO2-Gesetzes − die Vernehmlassung über 

die Ausführungsbestimmungen des totalrevi-

dierten CO2-Gesetzes eröffnen, oder − falls sich 

die parlamentarischen Beratungen verzögern − 

Änderungen der CO2-Verordung zur Verlänge-

rung der befristeten klimapolitischen Instrumente 

und der Steuererleichterungen für biogene Treib-

stoffe erlassen. 

In der Raumplanung wird der Bundesrat 2020 

das aktualisierte Landschaftskonzept Schweiz 

verabschieden. Dieses legt als Planungsinstru-

ment des Bundes den Rahmen für eine kohärente 

und qualitätsbasierte Entwicklung der Schweizer 

Landschaften fest und leistet einen Beitrag unter 

anderem zu klimaschonendem Verhalten und zur 

Erhaltung der Biodiversität. 

In der Nachhaltigkeitspolitik wird der Bundes-

rat 2020 die Strategie Nachhaltige Entwicklung 

2030 verabschieden und darin die Ziele und stra-

tegischen Stossrichtungen für die Umsetzung der 
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Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung bis 2030 

festlegen. Gleichzeitig wird er einen Aktionsplan 

2020−2023 mit Massnahmen für die Legislatur 

beschliessen. 

Im Bereich Cyber-Risiken wird der Bundesrat  

2020 einen Bericht gutheissen, in dem aufgezeigt 

werden soll, wie im rasant wachsenden Bereich 

der ans Internet angebundenen Geräte (Internet 

of Things) die Sicherheit dieser Geräte erhöht und 

ihr Missbrauch für Cyberkriminalität erschwert 

werden kann. 



10 

1 Die Schweiz sichert 

ihren Wohlstand 

nachhaltig und nutzt 

die Chancen der 

Digitalisierung 
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Ziel 1 Die Schweiz sorgt für einen ausgeglichenen Bundeshaushalt und 

eine stabile Finanzordnung 

 Botschaft zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundes-

haushalts (strukturelle Reformen) 

 Vernehmlassung zu einer Reform der Mehrwertsteuer 

 Vernehmlassung zur Einführung einer Tonnage Tax 

 Bericht zum Legislaturfinanzplan 2021−2023 

 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

Botschaft zum Bundesgesetz über administrative 

Erleichterungen und die Entlastung des Bundes-

haushalts (strukturelle Reformen) verabschieden. 

Er hat in der Legislaturperiode 2015−2019 ein 

Paket von strukturellen Reformen und Optimie-

rungen in der Verwaltung erarbeitet. Jene Mass-

nahmen, die Gesetzesänderungen erfordern, sol-

len dem Parlament in einer Sammelbotschaft 

unterbreitet werden. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

Vernehmlassung zu einer Reform der Mehrwert-

steuer eröffnen. Mit der Vorlage sollen insbeson-

dere verschiedene parlamentarische Vorstösse  

umgesetzt werden, beispielsweise zur mehrwert-

steuerlichen Behandlung von Subventionen und 

zur Mehrwertsteuererhebung durch Internet-

Plattformen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 über 

einen Entwurf zu einer Vernehmlassungsvorlage 

zur Tonnage Tax entscheiden und gegebenen-

falls im zweiten Halbjahr die Vernehmlassung er-

öffnen. Mit einer Tonnage Tax wird der steuerbare 

Gewinn aus maritimen Tätigkeiten anhand der 

Schiffsvermessung berechnet. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr den Bericht 

zum Legislaturfinanzplan 2021−2023 gutheissen. 
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Ziel 2 Der Bund erbringt seine staatlichen Leistungen effizient und möglichst 

digital 

 Botschaft zur Totalrevision des Zollgesetzes 

 Botschaft zum Bundesgesetz über elektronische Verfahren im Steuerbereich 

 Botschaft zu einer gesetzlichen Grundlage für die Beteiligung des Bundes an der Zusammenarbeit 

der öffentlichen Hand im Bereich des E-Government 

 Personalstrategie der Bundesverwaltung 2020−2023: Sollwerte und Indikatoren 

 IKT-Strategie des Bundes 2020−2023 

 Strategie «Hybrid-Cloud des Bundes» 

 Nationale Geoinformationsstrategie des Bundes 

 Grundsatzentscheid zur Förderung der Verbreitung des elektronischen Patientendossiers und der 

digitalen Transformation im Gesundheitswesen 

 Vernehmlassung zur Revision des Geoinformationsgesetzes (GeoIG) 

 Vernehmlassungsergebnis und Entscheid über das weitere Vorgehen betreffend das Bundes-

gesetz über die elektronische Kommunikation in der Justiz (E-Justice-Gesetz, BEK) 

 Entscheid über das weitere Vorgehen zur Neuausrichtung des Versuchsbetriebs zur elektro-

nischen Stimmabgabe 

 Bericht zur Umsetzung der Mehrfachnutzung von Daten (Umsetzung des Once-Only-Prinzips) 

«Statistiksystem Schweiz und die Datenbewirtschaftung des Bundes» 

 Bericht über die Ergebnisse der Vernehmlassung zum Gesetzesentwurf über das nationale System 

zur Abfrage von Adressen natürlicher Personen (Adressdienstgesetz, ADG) 

 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 das 

Vernehmlassungsergebnis zur Totalrevision des 

Zollgesetzes zur Kenntnis nehmen und die Bot-

schaft dazu verabschieden. Er schafft damit die 

Grundlagen für die Überführung der Eidgenössi-

schen Zollverwaltung (EZV) ins digitale Zeitalter 

(Transformation), für die durchgängige Digitali-

sierung ihrer Prozesse sowie für die Stärkung ihrer 

Tätigkeit in den Bereichen Sicherheit, Kontrolle 

und Strafverfolgung. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

Botschaft zum Bundesgesetz über elektronische 

Verfahren im Steuerbereich verabschieden. Mit 

dieser Vorlage sollen die rechtlichen Vorausset-

zungen geschaffen werden, um die Digitalisie-

rung zu erleichtern. Insbesondere soll der Bun-

desrat zukünftig steuerpflichtige Personen ver-

pflichten können, für Eingaben an die ESTV be-

stimmte Portale zu verwenden. Ausserdem soll 

bei der elektronischen Übermittlung von Steuer-

erklärungen auf die Unterschrift verzichtet wer-

den können. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 das 

Vernehmlassungsergebnis zu einer gesetzlichen 

Grundlage für die Beteiligung des Bundes an der 

Zusammenarbeit der öffentlichen Hand im Be-

reich des E-Government zur Kenntnis nehmen 

und die entsprechende Botschaft verabschieden. 

Gemäss den Eckwerten des Bundesrates für eine 

E-Government Strategie 2020−2023 (Handlungs-

feld III) definieren Bund, Kantone und Gemeinden 

die Zuständigkeiten und die Zusammenarbeit im 

E-Government verbindlich. Sie bündeln ihre Res-

sourcen für die Digitalisierung der Behördenpro-

zesse und gestalten ihre Steuerung wirkungsvoll. 

Die Zusammenarbeit umfasst auch die Schaffung 

und Harmonisierung rechtlicher Grundlagen. 

Mit der Personalstrategie Bundesverwaltung 

2020−2023 will der Bundesrat die Mitarbeiten-

den der Bundesverwaltung auf die tiefgreifen-

den Veränderungen vorbereiten, welche die Di-

gitalisierung mit sich bringt. In der Folge müssen 

die strategischen Sollwerte und Indikatoren für 

das Personalmanagement der Bundesverwaltung  
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überprüft und für die neue Legislatur definiert 

werden. Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 

2020 die neuen Sollwerte und Indikatoren fest-

legen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

IKT-Strategie des Bundes 2020−2023 verabschie- 

den. Er legt damit die strategischen Ziele und 

Massnahmen zur Funktion und Organisation der 

Bundesinformatik fest, um diese auf die zukünfti-

gen Geschäftsbedürfnisse auszurichten und die 

Verwaltung bei der digitalen Transformation op-

timal zu unterstützen. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

die Strategie «Hybrid-Cloud des Bundes» verab-

schieden. Er legt damit die Ausrichtung der Nut-

zung von bundesinternen und externen Cloud-

Diensten sowie ihr Zusammenspiel fest. Mit der 

Hybrid-Cloud des Bundes sollen schrittweise 

kostengünstige und innovative IKT-Plattformen 

und Infrastrukturdienste aus dem bundeseigenen 

Rechenzentren-Verbund und / oder aus der öf-

fentlichen Cloud bereitgestellt werden. Das in 

der Strategie enthaltene «Zielbild Betriebsmodell 

Rechenzentren-Verbund 2025» dient dem Abbau 

von Doppelspurigkeiten im Infrastruktur- und 

Plattformbereich. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 eine 

nationale Geoinformationsstrategie verabschie-

den, welche den Herausforderungen der Digitali-

sierung zum Nutzen von Bevölkerung, Wirtschaft 

und Behörden Rechnung tragen wird. Die Strate-

gie erfolgt in Umsetzung der Eckwerte für eine 

Datenpolitik der Schweiz, welche der Bundesrat 

2018 festgelegt hat. Die Datenpolitik des Bundes-

rates gehört zu den zentralen Aktivitäten zur Um-

setzung der Strategie «Digitale Schweiz». 

Der Bundesrat führt im ersten Quartal 2020 eine 

Aussprache über die zur Förderung der Verbrei-

tung des elektronischen Patientendossiers und 

der digitalen Transformation des Gesundheits-

wesen Schweiz notwendigen Massnahmen und 

Ressourcen. Mit dem elektronischen Patienten-

dossier kann die Patientensicherheit und die Be-

handlungsqualität verbessert und die Effizienz der 

Gesundheitsversorgung gesteigert werden. Zu-

dem soll die Umsetzung zentraler Massnahmen 

der Strategie eHealth Schweiz 2.0 in den Berei-

chen elektronische Dokumentation von medizini-

schen Informationen sowie Daten- und Cyber-

sicherheit forciert werden, so dass die digitale 

Transformation des Schweizer Gesundheitssys-

tems schneller voranschreitet. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 die 

Vernehmlassung zur Anpassung des Geoinforma-

tionsgesetzes (GeoIG) eröffnen. Dies in Erfüllung 

eines Postulats bezüglich «Geologischer Daten 

zum Untergrund». Dabei stehen die Zusammen-

führung geologischer Datengrundlagen sowie die 

Bereitstellung der notwendigen Dateninfrastruk-

turen im Vordergrund. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 das 

Vernehmlassungsergebnis zum neuen Bundes-

gesetz über die elektronische Kommunikation in 

der Justiz (E-Justice-Gesetz, BEK) zur Kenntnis 

nehmen und das weitere Vorgehen festlegen. Mit 

dem BEK wird ein Obligatorium zur Nutzung des 

elektronischen Rechtsverkehrs und der elektroni-

schen Aktenführung für die Zivil- und Strafge-

richte, die Strafverfolgungsbehörden sowie die 

strittigen Verwaltungsverfahren des Bundes ein-

geführt. Zur Erreichung dieses Ziels wird in Zu-

sammenarbeit mit der KKJPD und dem Bundes-

gericht eine neue Justizplattform geschaffen. Auf 

Unterschriften wird grundsätzlich verzichtet. An 

deren Stelle tritt die Authentifizierung durch eine 

staatlich anerkannte elektronische Identität. Das 

neue Bundesgesetz regelt die zukünftige Justiz-

plattform, während das eigentliche Obligatorium 

für den elektronischen Rechtsverkehr in den je-

weiligen Prozessgesetzen verankert wird. 

Der Bundesrat wird bis Ende 2020 Kenntnis vom 

Bericht über die Neuausrichtung des Versuchsbe-

triebs zur elektronischen Stimmabgabe nehmen 

und über das weitere Vorgehen beraten. Ziel der 

Neuausrichtung ist der Aufbau eines stabilen Ver-

suchsbetriebs mit vollständig verifizierbaren Sys-

temen. Dazu gehören ein Ausbau der unabhängi-

gen Kontrollen, eine Stärkung von Transparenz 

und Vertrauen sowie der vermehrte Einbezug der 

Wissenschaft. Zudem sind die bestehenden An-

forderungen und Prozesse zu überprüfen. Die 

Neuausrichtung des Versuchsbetriebs wird ge-

meinsam mit den Kantonen erarbeitet. 
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Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

vom Stand der Umsetzung der ersten Massnah-

men bezüglich der Weiterentwicklung des Sta-

tistiksystems Schweiz und der Datenbewirtschaf-

tung des Bundes im Sinne der Mehrfachnutzung 

von Daten (Once-Only-Prinzip) Kenntnis nehmen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 

vom Bericht über die Ergebnisse der Vernehm-

lassung zum Gesetzentwurf über das nationale 

System zur Abfrage von Adressen natürlicher 

Personen (Adressdienstgesetz, ADG) Kenntnis 

nehmen. 
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Ziel 3 Die Schweiz sorgt für bestmögliche stabile sowie innovationsför-

dernde wirtschaftliche Rahmenbedingungen im digitalen Zeitalter 

und fördert das inländische Arbeitskräftepotential 

 Botschaft zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) 

 Botschaft zur Totalrevision des Bundesgesetzes über die Durchführung von zwischenstaatlichen 

Abkommen des Bundes zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

 Botschaft zu einer Änderung des Bankengesetzes: Einlagensicherung, Bankeninsolvenz 

 Botschaft zu einer Revision des ZGB: Unternehmensnachfolge im Erbrecht 

 Vernehmlassung zu einer Reform der Verrechnungssteuer auf Zinsanlagen 

 Vernehmlassung zur steuerlichen Behandlung von Start-ups 

 Vernehmlassung zu einer Erhöhung der Pauschalabzüge für Krankenkassenprämien 

 Vernehmlassung zur Teilrevision des Kartellgesetzes 

 Vernehmlassung zu einem Bundesgesetz über die administrative Entlastung der Unternehmen 

 Vernehmlassungsergebnis und Entscheid über weiteres Vorgehen betreffend Bundesgesetz über 

die Erstellung elektronischer öffentlicher Urkunden und elektronischer Beglaubigungen (EÖBG) 

 Bericht «Strategie für einen wettbewerbsfähigen Finanz- und Steuerstandort Schweiz 2020−2025» 

 Bericht über die Umsetzung der Empfehlungen des Rohstoffberichts 

 Revision der Verordnung über das öffentliche Beschaffungswesen (VöB) und Inkraftsetzung 

 Verordnungsanpassungen betreffend Bundesgesetz zur Anpassung des Bundesrechts an Entwick-

lungen der Technik verteilter elektronischer Register 

 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 das 

Vernehmlassungsergebnis zur Änderung des Ver-

sicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) zur Kenntnis 

nehmen und die Botschaft dazu verabschieden. 

Das VAG trat am 1. Januar 2006 in Kraft. Im Laufe 

der Zeit hat sich in verschiedenen Bereichen 

Anpassungsbedarf ergeben. Mit den Änderungen 

sollen ein Sanierungsrecht für Versicherungs-

unternehmen sowie ein kundenschutzbasiertes 

Regulierungs- und Aufsichtskonzept eingeführt 

werden. Zudem wird das revidierte VAG die Ver-

haltensregeln für die Versicherungsbranche bei 

der Vermittlung bestimmter Versicherungspro-

dukte mit Anlagecharakter, die als Finanzinstru-

mente nach dem Finanzdienstleistungsgesetz 

gelten, festsetzen. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 das 

Vernehmlassungsergebnis zur Totalrevision des 

Bundesgesetzes über die Durchführung von zwi-

schenstaatlichen Abkommen des Bundes zur Ver-

meidung der Doppelbesteuerung zur Kenntnis 

nehmen und eine Botschaft dazu verabschieden. 

Das internationale Steuerrecht hat in jüngerer Zeit 

wesentliche Änderungen erfahren. Die Totalrevi-

sion verfolgt das Ziel, durch Anpassung der be-

reits bestehenden Artikel und durch Ergänzung 

des Gesetzes mit neuen Artikeln die Durchfüh-

rung der Abkommen im Steuerbereich, insbeson-

dere von Doppelbesteuerungsabkommen, auch 

zukünftig sicherzustellen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 das 

Vernehmlassungsergebnis zu einer Änderung des 

Bankengesetzes zur Kenntnis nehmen und die 

Botschaft dazu verabschieden Die Teilrevision 

enthält überarbeitete Bestimmungen zur Ein-

lagensicherung. Die Banken sollen ihre Beitrags-

verpflichtungen neu mit der Hinterlegung von 

Wertschriften sichern. Daneben werden die Fris-

ten zur Auszahlung der gesicherten Einlagen ver-

kürzt. Die Revision enthält auch neue Bestimmun-

gen zur Bankeninsolvenz, die durch das Parlament 

aus der Vorlage zum Finanzinstitutsgesetz her-

ausgelöst worden sind. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

die Botschaft betreffend ZGB-Revision zur Er-

leichterung der Unternehmensnachfolge im Erb-

recht verabschieden. Der Vorentwurf des Bundes-

rates schlägt vier zentrale Massnahmen vor, mit 

denen die erbrechtliche Unternehmensnachfolge 

erleichtert werden soll. Unter anderem soll einer 

Erbin oder einem Erben das gesamte Unterneh- 
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men zugewiesen werden können, wenn die Erb-

lasserin oder der Erblasser keine entsprechende 

Verfügung getroffen hat. Damit trägt die Revision 

zu einer höheren Stabilität von Unternehmen und 

zu einer Sicherung von Arbeitsplätzen bei. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

Vernehmlassung zu einer Reform der Verrech-

nungssteuer auf Zinsanlagen eröffnen. Der ge-

genwärtig unterentwickelte Schweizer Fremd-

kapitalmarkt wird gestärkt, indem ausländische 

Anlegerinnen und Anleger sowie inländische 

juristische Personen von der Verrechnungssteuer 

befreit werden. Gleichzeitig wird bei inländischen 

natürlichen Personen eine Sicherungslücke ge-

schlossen, indem künftig auch ausländische Zins-

papiere der Verrechnungssteuer unterliegen. 

Der Bundesrat wird bis im zweiten Halbjahr 2020 

eine Motion zur steuerlichen Behandlung von 

Start-ups (inklusive der Mitarbeiterbeteiligungen) 

umsetzen. Soweit die dafür erforderlichen Mass-

nahmen Gesetzes- oder Verordnungsänderungen 

bedingen, wird er die Vernehmlassung dazu er-

öffnen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

Vernehmlassung zu einer Erhöhung der Pauschal- 

abzüge für Krankenkassenprämien eröffnen. Er 

setzt damit eine Motion um, welche den Anstieg 

der Krankenkassenprämien durch eine Erhöhung 

der Pauschalabzüge bei der direkten Bundes-

steuer ausgleichen will. 

Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte 

2020 eine Vernehmlassungsvorlage zur Teilre-

vision des Kartellgesetzes verabschieden. Damit 

beabsichtigt er, die Fusionskontrolle zu moderni-

sieren. Zudem soll damit das Anliegen einer 

Motion, welche Ordnungsfristen im Verwaltungs-

verfahren für die Wettbewerbsbehörden und Ge-

richte sowie eine Kostenentschädigung für das 

erstinstanzliche Verwaltungsverfahren einführen 

will, aufgenommen werden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 eine 

Vernehmlassungsvorlage zu einem Bundesgesetz 

über die administrative Entlastung der Unterneh-

men verabschieden. In einem künftigen Gesetz 

sollen Prinzipien und Instrumente verankert wer-

den, um die administrative Belastung der Unter-

nehmen durch bestehende und neue Regulierun-

gen zu senken. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

die Ergebnisse der Vernehmlassung betreffend 

Bundesgesetz über die Erstellung elektronischer 

öffentlicher Urkunden und elektronischer Beglau-

bigungen (EÖBG) zur Kenntnis nehmen und das 

weitere Vorgehen festlegen. Nach geltendem 

Recht müssen Originale von öffentlichen Urkun-

den als Papierdokument erstellt werden. Der Bun-

desrat schlägt nun vor, das Original einer Urkunde 

künftig in elektronischer Form zu erstellen. Eine 

solche elektronische Urkunde bei Bedarf auf 

Papier auszufertigen, bleibt selbstverständlich 

möglich. Mit der Einführung des elektronischen 

Originals wird gleichzeitig ein nationales Register 

für die elektronischen öffentlichen Urkunden ge-

schaffen. Das Urkundenregister wird vom Bund 

betrieben; die dort gespeicherten Dokumente 

werden vor unbefugtem Zugang sicher aufbe-

wahrt. Zudem bleiben die Dokumente im Register 

langfristig lesbar und allfällige Fälschungen sind 

einfach zu beweisen. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

den Bericht des Bundesrates «Strategie für einen 

wettbewerbsfähigen Finanz- und Steuerstandort 

Schweiz» (Arbeitstitel) gutheissen. Im Bericht 

wird er den veränderten nationalen und interna-

tionalen Rahmenbedingungen Rechnung tragen 

und die strategische Ausrichtung der Schweizer 

Finanzmarkt- und internationalen Steuerpolitik in 

den kommenden Jahren festhalten. Der Bericht 

soll Handlungsfelder zur Verbesserung der Rah-

menbedingungen für Innovation, das steuerliche 

Umfeld, die internationale Positionierung, die 

Qualität der Regulierung und die Nachhaltigkeit 

identifizieren. 

Der Bundesrat wird bis Ende 2020 den Bericht 

über die Umsetzung der Empfehlungen des Be-

richts «Rohstoffsektor Schweiz: Standortbestim-

mung und Perspektiven» gutheissen. Er wird 

damit die Stellung der Schweiz als wirtschaftlich 

wettbewerbsfähiger und gesellschaftlich verant-

wortungsvoller Standort stärken. Die Schweiz 

wird ihre Rahmenbedingungen stärken und sich 

auf internationaler Ebene weiterhin für die Ent- 
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wicklung, Förderung und Verbesserung globaler 

Standards sowie für deren Umsetzung im Rahmen 

multilateraler, zwischenstaatlicher und von Multi- 

stakeholder-Prozessen einsetzen. Sie sorgt insbe-

sondere dafür, dass sich Schwellen- und Rohstoff-

handelsländer diesen Standards anschliessen. 

Dazu gehören namentlich die multilateralen In-

strumente gegen Korruption und illegale und 

unlautere Finanzflüsse sowie die Leitprinzipien 

der Vereinten Nationen für Wirtschaft und Men-

schenrechte und die Standards zur Corporate 

Social Responsibility (CSR). 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

Revision der Verordnung über das öffentliche 

Beschaffungswesen (VöB) gutheissen. Gleich-

zeitig wird er das Bundesgesetz über das öffent-

liche Beschaffungswesen und die VöB per 1. Ja-

nuar 2021 in Kraft setzen. Gesetz und Verordnung 

passen das Beschaffungsrecht des Bundes an das 

revidierte WTO-Übereinkommen über das öffent-

liche Beschaffungswesen (General Procurement 

Agreement, GPA) an. Zudem werden die Beschaf-

fungsordnungen von Bund und Kantonen einan-

der inhaltlich soweit möglich und sinnvoll ange-

glichen. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

Anpassungen auf Verordnungsstufe betreffend 

Bundesgesetz zur Anpassung des Bundesrechts 

an Entwicklungen der Technik verteilter elektro-

nischer Register gutheissen. Im Vorfeld wird er 

dazu eine Vernehmlassung durchführen. Ziel ist 

es, die Voraussetzungen weiter zu verbessern, da-

mit sich die Schweiz als führender, innovativer 

und nachhaltiger Standort für Blockchain / Distri-

buted Ledger Technologie-Unternehmen weiter-

entwickeln kann. 
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Ziel 4 Die Schweiz leistet ihren Beitrag zu einer tragfähigen Weltwirtschafts-

ordnung und sichert der Schweizer Wirtschaft den Zugang zu inter-

nationalen Märkten und zum EU-Binnenmarkt 

 Abschluss von Freihandelsabkommen (FHA) und Aufnahme von Verhandlungen für neue FHA 

 Überprüfung der Aussenwirtschaftsstrategie 

 Ratifizierung des Handelsabkommens und Ausbau der Handelsbeziehungen zwischen der 

Schweiz und dem Vereinigten Königreich 

 Aktualisierung und Weiterentwicklung der Handelsabkommen zwischen der Schweiz und der EU 

 Botschaft über die Rahmenkredite für die Beteiligung der Schweiz an der Kapitalisierung der 

Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (IBRD) und der Internationalen Finanz-

Corporation (IFC) der Weltbank-Gruppe sowie an der siebten Kapitalerhöhung der Afrikanischen 

Entwicklungsbank (AfDB) 

 Strategie Landeskommunikation 2020−2023 

 Bericht der OECD zum Projekt «Massnahmen zur Besteuerung der digitalisierten Wirtschaft»: 

Position der Schweiz 

 

Der Bundesrat wird im Rahmen der bestehenden 

und zu aktualisierenden Aussenwirtschaftsstrate-

gie verschiedene Freihandelsabkommen (FHA) 

abschliessen und dazu Botschaften zuhanden des 

Parlaments verabschieden. In der ersten Jahres-

hälfte 2020 wird der Bundesrat die Botschaft zur 

Genehmigung des Landwirtschaftsabkommens 

zwischen der Schweiz und Israel sowie des aktua-

lisierten Protokolls A über landwirtschaftliche 

Verarbeitungserzeugnisse zwischen den EFTA-

Staaten und Israel verabschieden. Der Bundesrat 

wird ebenfalls im ersten Halbjahr 2020 die Bot-

schaft zum Abkommen zwischen den EFTA-

Staaten und den MERCOSUR-Staaten verab-

schieden. Die Verhandlungen über FHA mit 

Indien, Malaysia und Vietnam sollen wenn mög-

lich 2020 abgeschlossen und die Abkommen 

unterzeichnet werden. Auch wird der Bundesrat 

über die mögliche Wiederaufnahme der Verhand-

lungen mit Thailand entscheiden. Weiter sollen 

die Verhandlungen für die Modernisierung des 

bestehenden FHA mit der Südafrikanischen Zoll-

union (SACU) abgeschlossen und das Abkommen 

unterzeichnet werden. 2020 sollen die Gespräche 

mit Kanada im Hinblick auf eine mögliche Weiter-

entwicklung des bestehenden Abkommens sowie 

die exploratorischen Handelsgespräche mit den 

USA abgeschlossen werden; und der Bundesrat 

wird über eine mögliche Aufnahme von Verhand-

lungen mit diesen Partnern entscheiden. Mit Mol-

dova sollen Verhandlungen aufgenommen wer-

den, und die diesbezüglichen Möglichkeiten sol-

len mit Pakistan und Kosovo evaluiert werden. 

Die Revision des Regionalen Übereinkommens 

über Pan-Europa-Mittelmeer-Präferenzursprungs- 

regeln soll dem Parlament zur Genehmigung vor-

gelegt werden. 

Die FHA − zusammen mit den Investitionsschutz-

abkommen − gehen teilweise über multilaterale 

Verpflichtungen hinaus bzw. ergänzen sie. Die 

Ausdehnung und Vertiefung der entsprechenden 

Vertragsnetzwerke sind unter anderem vor einer 

teilweisen Infragestellung der multilateralen In-

strumente zu stärken. Gleichzeitig sollen auch 

Doppelbesteuerungsabkommen angepasst wer-

den. Im Bereich der internationalen Handelspoli-

tik nimmt die Bedeutung von Soft Law zu (UNO, 

WTO, OECD, G20). Gleichzeitig schreitet der tech-

nologische Fortschritt (Digitalisierung) rasant 

voran und hat aussenwirtschaftspolitisch einen 

immer stärkeren Stellenwert (IPR, Datenübermitt-

lung, Lokalisierungsanforderungen, Privatsphäre). 

Vor diesem Hintergrund wird der Bundesrat die 

bestehende Aussenwirtschaftsstrategie überprü-

fen, Defizite identifizieren und im Rahmen einer 

erneuerten und durch den Bundesrat verabschie-

deten Aussenwirtschaftsstrategie gezielte Mass-

nahmen vorsehen. In Berücksichtigung dieses 

gewandelten Umfelds wird der Bundesrat seine 

Tätigkeiten zur Interessenwahrung der Schweiz 

intensivieren und vermehrt Verfahren in multi- 
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lateralen Foren (insbesondere der WTO) sowie in 

bilateralen Wirtschaftsabkommen vorgesehenen 

Instanzen führen. Weiter wird der Bundesrat an 

den laufenden plurilateralen Verhandlungen im 

Rahmen der WTO zum Digitalen Handel, zur 

innerstaatlichen Regulierung von Dienstleistun-

gen und zur Investitionserleichterung aktiv teil-

nehmen. Des Weiteren wird er den digitalen Han-

del angemessen in Verhandlungen über FHA be-

rücksichtigen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 

das Handelsabkommen zwischen der Schweiz 

und dem Vereinigten Königreich vom 11. Februar 

2019 vom Parlament genehmigen lassen und 

ratifizieren. Gleichzeitig wird er Gespräche über 

den Ausbau und die langfristige Ausgestaltung 

der bilateralen Handelsbeziehungen führen, auf 

der Grundlage seiner Strategie «Mind the Gap» 

(siehe Ziel 12). 

Mit einem institutionellen Abkommen (InstA) 

zwischen der Schweiz und der EU soll auch das 

gute Funktionieren und die Weiterentwicklung 

der bestehenden bilateralen Abkommen über 

eine Teilnahme der Schweiz am EU-Binnenmarkt 

sichergestellt werden (siehe Ziel 12). Diese Ab-

kommen bedürfen einer regelmässigen Anpas-

sung an Rechtsentwicklungen. Die vollständige 

Überarbeitung der Rechtsvorschriften über Medi-

zinprodukte erfordert eine wesentliche Aktualisie-

rung des Abkommens über den Abbau techni-

scher Handelshemmnisse. Diese Aktualisierung 

durch den Gemischten Ausschuss soll vom Bun-

desrat zur Kenntnis genommen werden und bis 

Mai 2020 in Kraft treten. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

Botschaft über die Rahmenkredite für die Beteili-

gung der Schweiz an der Kapitalisierung der 

Internationalen Bank für Wiederaufbau und Ent- 

wicklung (IBRD) und der Internationalen Finanz-

Corporation (IFC) der Weltbank-Gruppe sowie an 

der siebten Kapitalerhöhung der Afrikanischen 

Entwicklungsbank (AfDB) verabschieden. In der 

globalisierten Welt sind sie systemrelevant und 

integraler Teil der internationalen Entwicklungs- 

und Finanzarchitektur. Die AfDB hat zum Ziel, in 

Afrika eine nachhaltige wirtschaftliche Entwick-

lung und sozialen Fortschritt zu fördern, um die 

Armut zu reduzieren. Sie berät Regierungen und 

gewährt günstige Kredite, insbesondere zur Fi-

nanzierung von Infrastrukturprojekten, welche 

der breiten Bevölkerung zugutekommen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 

die Strategie Landeskommunikation für die 

Jahre 2020−2023 verabschieden. Damit legt er 

die Grundlage für die Weiterführung einer ko-

härenten und zielgerichteten Landeskommuni-

kation und beauftragt Präsenz Schweiz mit der 

Umsetzung. Die Landeskommunikation ist ein 

integraler Bestandteil der Schweizer Aussenpoli-

tik. Ihr Ziel ist es, die Interessenwahrung der 

Schweiz im Ausland mit den Mitteln der Öffent-

lichkeitsarbeit zu unterstützten, indem sie zu einer 

positiven und differenzierten Wahrnehmung un-

seres Landes beiträgt. Dabei wird eng mit öffent-

lichen und privaten Partnern aus Politik, Wirt-

schaft, Wissenschaft, Sport und Kultur zusam-

mengearbeitet. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 die 

Haltung der Schweiz im OECD-Projekt «Massnah-

men zur Besteuerung der digitalisierten Wirt-

schaft» festlegen und die Position der Schweiz 

zum Schlussbericht der OECD verabschieden. Die 

G20 und die OECD wollen mit diesem Projekt den 

Besteuerungsanteil der Marktstaaten am Gewinn 

internationaler Konzerne zulasten der Konzern-

sitzstaaten erhöhen und Mindestbesteuerregeln 

für internationale Konzerne einführen. 
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Ziel 5 Die Schweiz bleibt führend in Bildung, Forschung und Innovation und 

nutzt die Chancen der Digitalisierung 

 Botschaft zur Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den Jahren 2021−2024 

(BFI-Botschaft) 

 Botschaft zur Finanzierung der Beteiligung der Schweiz an den Massnahmen der EU im Bereich 

Forschung und Innovation für die Jahre 2021−2027 (Horizon-Paket) 

 Verhandlungsmandat für eine Schweizer Beteiligung an den europäischen Programmen und 

Initiativen im Bereich Forschung und Innovation für die Jahre 2021−2027 (Horizon) 

 Botschaft zur Änderung des Bundesgesetzes über die Förderung der Forschung und der 

Innovation (FIFG) 

 Entscheid über die Weiterentwicklung der Strategie «Digitale Schweiz» 

 Verhandlungsmandat für eine Schweizer Beteiligung am Programm Erasmus für die Jahre 

2021−2027 

 Verordnung zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der 

Bildung 

 

Mit der Verabschiedung der BFI-Botschaft 

2021−2024 im ersten Halbjahr 2020 wird der 

Bundesrat seine Förderpolitik sowie die für die 

Umsetzung benötigten Mittel für die Bereiche 

Bildung, Forschung und Innovation in den Jahren 

2021−2024 festlegen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

Finanzierungsbotschaft betreffend Massnahmen 

der EU im Bereich Forschung und Innovation für 

die Jahre 2021−2027 verabschieden. Mit dieser 

Botschaft beantragt der Bundesrat die Mittel 

für die Beteiligung der Schweiz am nächsten EU-

Forschungsrahmenprogramm «Horizon Europe», 

am Euratom-Programm, dem ITER-Projekt und 

eventuell weiteren europäischen Initiativen wie 

beispielsweise dem Digital Europe Programme. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

Verhandlungsmandate für die Assoziierung der 

Schweiz an die nächste Generation des EU-

Forschungsprogramms «Horizon Europe» sowie 

an die oben genannten europäischen Programme 

und für die Schweiz relevanten EU-Initiativen 

im Forschungs- und Innovationsbereich verab-

schieden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 die  

Ergebnisse der Vernehmlassung zur Änderung 

des Bundesgesetzes über die Förderung der For-

schung und der Innovation (FIFG) zur Kenntnis 

nehmen und die entsprechende Botschaft ver-

abschieden. 

Im zweiten Halbjahr 2020 wird der Bundesrat, ge-

stützt auf die Ergebnisse des Dialogprozesses zur 

Strategie «Digitale Schweiz», über deren Weiter-

entwicklung entscheiden. Die Strategie «Digitale 

Schweiz» ist die Dachstrategie des Bundes im Be-

reich der Digitalisierung und verfolgt das Ziel, die 

Chancen der Digitalisierung für Gesellschaft und 

Wirtschaft konsequent zu nutzen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 über 

die Verabschiedung eines Verhandlungsmandats 

für eine Schweizer Beteiligung am Programm 

Erasmus für die Jahre 2021−2027 entscheiden. 

Das Programm regelt die Zusammenarbeit der 

europäischen Universitäten und regelt den Aus-

tausch von Studenten. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

nach Möglichkeit die Verordnung zum Bundes-

gesetz über die internationale Zusammenarbeit 

und Mobilität in der Bildung verabschieden. Die 

Verordnung soll am 1. Januar 2021 in Kraft treten. 
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Ziel 6 Die Schweiz sorgt für zuverlässige und solid finanzierte Verkehrs- und 

IKT-Infrastrukturen 

 Botschaft zur Finanzierung des Betriebs, des Substanzerhalts und der Systemaufgaben der 

Bahninfrastruktur und der privaten Güterverkehrsanlagen in den Jahren 2021−2024 

 Botschaft zum Bundesbeschluss über eine Verlängerung des Bürgschafts-Rahmenkredits für die 

Beschaffung von Betriebsmitteln im regionalen Personenverkehr 

 Vernehmlassung zur Übernahme des vierten Eisenbahn-Pakets und zum Beitritt zur Eisenbahn-

agentur der Europäischen Union (ERA) 

 Vernehmlassungsergebnis und weiteres Vorgehen Reform Regionaler Personenverkehr (RPV) 

 Vernehmlassungsergebnis und weiteres Vorgehen Multimodale Mobilität 

 Vernehmlassungsergebnis und weiteres Vorgehen Bundesgesetz über den unterirdischen Güter-

transport 

 Genehmigung des Nationalen Frequenzzuweisungsplans (NaFZ) 

 Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Luftfahrt (Objektblatt-Serie 15) 

 Sachplan Verkehr, Teil Programm 

 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

Botschaft zur Finanzierung des Betriebs, des Sub-

stanzerhalts und der Systemaufgaben der Bahn- 

infrastruktur und der privaten Güterverkehrsan-

lagen in den Jahren 2021−2024 verabschieden. 

Die Botschaft wird die Ziele für die genannten 

Bereiche sowie die dafür benötigten Finanzmittel 

für die Jahre 2021−2024 beinhalten. Die Finanzie-

rung von Betrieb und Substanzerhalt wird über 

vierjährige Zahlungsrahmen und Leistungsverein-

barungen mit den verschiedenen Eisenbahnun-

ternehmen sichergestellt. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 die 

Botschaft zum Bundesbeschluss über eine Ver-

längerung des Bürgschafts-Rahmenkredits für 

die Beschaffung von Betriebsmitteln im regiona-

len Personenverkehr verabschieden. Seit 2011 

können Transportunternehmen des regionalen 

Personenverkehrs (RPV) für die Finanzierung ihrer 

Investitionen auf eine Solidarbürgschaft des Bun-

des zurückgreifen. Die dadurch realisierten Zins- 

einsparungen kommen den Bestellern des RPV 

(Bund und Kantone) in Form von reduzierten Ab-

geltungen zugute. Das Instrument hat sich be-

währt und soll weitergeführt werden, indem der 

2020 auslaufende Rahmenkredit um zehn Jahre 

bis Ende 2030 verlängert wird. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

Vernehmlassung zur Übernahme des vierten EU-

Eisenbahnpakets und zum Beitritt zur Eisenbahn-

agentur der EU (ERA) eröffnen. Im Zuge des 

vierten Eisenbahnpakets mit der sogenannten 

«technischen Säule» hat die ERA im Sinne der 

europäischen Harmonisierung eine zentrale Rolle 

im Bereich Sicherheit und Interoperabilität inne. 

Mit dem Ziel, die Kompatibilität des interope-

rablen Eisenbahnnetzes der Schweiz mit dem 

transeuropäischen Eisenbahnnetz zu gewährleis-

ten und den EU-Marktzugang für die Schweizer 

Unternehmen der Bahnbranche zu erhalten, wer-

den Regelungen im Schweizer Recht geschaffen 

sowie eine Vereinbarung mit der EU verhandelt. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 vom 

Ergebnis der Vernehmlassung zur Reform des 

regionalen Personenverkehrs (RPV) Kenntnis 

nehmen und das weitere Vorgehen im Hinblick 

auf eine Anpassung des Personenbeförderungs-

gesetzes (PBG) festlegen. Diese Vorlage soll die 

Finanzierung von Regionalverkehrsleistungen und 

Innovationen langfristig verlässlicher und effizien-

ter machen. Die Zuständigkeiten von Bund und 

Kantonen sollen bereinigt, die finanziellen Anreize 

und die Verantwortung der Transportunterneh-

men geklärt und die Gesamtsicht gestärkt werden. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 

vom Ergebnis der Vernehmlassung zur Förderung 

der multimodalen Mobilität Kenntnis nehmen 

und das weitere Vorgehen festlegen. Die Vorlage 
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umfasst die Förderung multimodaler Mobilitäts-

dienstleistungen und des dafür erforderlichen 

Zugangs zu Daten und Vertriebssystemen. Die 

damit verbundene Vernetzung verschiedener 

Verkehrsträger trägt zur Effizienz des Gesamtver-

kehrssystems und der optimalen Auslastung der 

Verkehrsinfrastrukturen bei. Der Bund will ausser-

dem sicherstellen, dass der öV in multimodale 

Angebote eingebunden wird und dabei möglichst 

eine Schlüsselrolle einnimmt. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 vom 

Ergebnis der Vernehmlassung zum Bundesgesetz 

über den unterirdischen Gütertransport Kenntnis 

nehmen und das weitere Vorgehen im Hinblick 

auf eine Ausarbeitung einer Botschaft festlegen. 

Gestützt auf Artikel 25 Absatz 2 des Fernmelde-

gesetzes (FMG) wird der Bundesrat im zweiten 

Halbjahr 2020 den nationalen Frequenzzuwei-

sungsplan (NaFZ) genehmigen. An der Weltfunk-

konferenz im Jahr 2019 wurden neue Frequenz-

bereiche für die kommerzielle mobile Breitband-

kommunikation sowie für Sicherheitsdienste 

festgelegt. Im NaFZ erfolgt die Zuweisung dieser 

international harmonisierten Frequenzen auf na-

tionaler Ebene. Damit werden insbesondere auch 

die frequenztechnischen Rahmenbedingungen für 

die Vergabe neuer Mobilfunkfrequenzen durch 

die ComCom festgelegt. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

Objektblatt-Serie 15 des Sachplans Infrastruktur 

der Luftfahrt (SIL) verabschieden. Damit werden 

die raumplanerischen Grundlagen für die Heli-

ports Haltikon, Holzikon, Schindellegi und Unter-

vaz geschaffen. 

Der Bundesrat wird im vierten Quartal 2020 mit 

dem Sachplan Verkehr, Teil Programm, ein strate-

gisches Koordinationsinstrument auf nationaler 

Ebene für die Abstimmung zwischen der Raum-

entwicklung und den Infrastrukturmassnahmen 

sowie zwischen den einzelnen Verkehrsträgern 

verabschieden. Der Sachplan Verkehr setzt den 

planerischen Rahmen für den Netzausbau, den 

Umgang mit Engpässen und Schnittstellen zwi-

schen den Netzhierarchien. Zudem geht er auf die 

Konflikte zwischen der Infrastrukturentwicklung 

und Natur und Landschaft ein. 
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2 Die Schweiz fördert 

den nationalen Zusam-

menhalt und leistet 

einen Beitrag zur Stär-

kung der internationa-

len Zusammenarbeit 
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Ziel 7 Die Schweiz stärkt den Zusammenhalt der Regionen und fördert die 

Verständigung der unterschiedlichen Kulturen und Sprachgruppen 

 Botschaft zur Teilrevision des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG) 

 Botschaft zur Förderung der Kultur in den Jahren 2021−2024 (Kulturbotschaft) 

 Grundsatzentscheid betreffend Teilnahme der Schweiz am EU-Rahmenprogramm Kreatives 

Europa für die Jahre 2021−2027 und gegebenenfalls Vorbereitung eines Verhandlungsmandats 

 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020, wie 

im Massnahmenpaket zur Medienförderung vor-

gesehen, die Botschaft zur Teilrevision des Radio- 

und Fernsehgesetzes (RTVG) inklusive Anpassun-

gen im Postgesetz (PG) verabschieden. Die Bot-

schaft basiert auf dem Vernehmlassungsentwurf 

des Bundesgesetzes für elektronische Medien. 

Die Teilrevision bringt Anpassungen an die verän-

derte Mediennutzung sowie die geänderten Rah-

menbedingungen für die elektronischen Medien 

mit Ausweitung auf Online-Medien und gleichzei-

tig mit Unterstützungsmassnahmen für die ge-

samte Medienbranche. 

Der Bundesrat wird die Kulturbotschaft 2021−2024 

im ersten Halbjahr 2020 verabschieden. Die Kul-

turbotschaft legt die Zielsetzungen und die Finan-

zierung der Kulturpolitik des Bundes für die 

nächste Förderperiode fest. 

Der Bundesrat hat sich in den letzten Jahren da-

für eingesetzt, mit der EU ein Abkommen über 

eine Teilnahme am Rahmenprogramm «Kreatives 

Europa» (Programme MEDIA und Kultur) zur För-

derung der audiovisuellen und kulturellen Bran-

che abzuschliessen. Dieses Ziel konnte nicht er-

reicht werden. Die nächste Ausgabe des Pro-

gramms läuft von 2021 bis 2027. Der Bundesrat 

wird eine Teilnahme an dieser Ausgabe des Pro-

gramms prüfen (Grundsatzentscheid) und ge-

gebenenfalls ein entsprechendes Verhandlungs-

mandat ausarbeiten. 
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Ziel 8 Die Schweiz fördert den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die 

Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern 

 Botschaft zu einem Rahmenkredit für Eventualverpflichtungen in der Wohnraumförderung für die 

Jahre 2021−2027 

 Botschaft zum Bundesgesetz über den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele 

(JSFVG) 

 Bericht der Schweiz an den UNO-Ausschuss zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der 

Frau (CEDAW) 

 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

eine Botschaft zu einem neuen Rahmenkredit 

für die Wohnraumförderung verabschieden. Ziel 

ist es, weiterhin die Anleihen der Emissionszen- 

trale für gemeinnützige Wohnbauträger (EGW) 

zu verbürgen und so den EGW-Mitgliedern 

eine langfristige Finanzierung ihrer Liegenschaf-

ten zu günstigen Zinskonditionen zu ermögli-

chen. Zudem sollen in Einzelfällen Rückbürg-

schaften an die Hypothekar-Bürgschaftsgenos-

senschaft schweizerischer Bau- und Wohnbau-

genossenschaften (HBG) gewährt werden kön-

nen. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 die 

Botschaft zum Bundesgesetz über den Jugend-

schutz in den Bereichen Film und Videospiele 

(JSFVG) verabschieden. Damit sollen Alterskenn-

zeichnungen und Abgabebeschränkungen für 

Filme und Videospiele schweizweit einheitlich ge-

regelt werden. 

Für die Schweiz ist das CEDAW-Übereinkommen 

1997 in Kraft getreten. 2020 wird sie den sechsten 

periodischen CEDAW-Bericht an den zuständigen 

UNO-Ausschuss unterbreiten. Der Bundesrat wird 

diesen Bericht in der zweiten Hälfte 2020 gutheissen. 
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Ziel 9 Die Schweiz reformiert ihre Sozialwerke und finanziert sie nachhaltig 

 Botschaft zur Reform der beruflichen Vorsorge 

 Vernehmlassung zur Verordnung «Vorschriften über die Rechnungslegung der öffentlich-

rechtlichen Anstalt compenswiss (Ausgleichsfonds AHV/IV/EO)» 

 Vernehmlassung zur Verordnung über die Invalidenversicherung (IVV), Anpassung der Verord-

nung über Geburtsgeberechen (GgV) und allfällige Schaffung neuer Verordnungen 

 

Damit die finanzielle Stabilität der beruflichen 

Vorsorge gewährleistet ist, muss der Mindestum-

wandlungssatz gesenkt werden. Mit Ausgleichs-

massnahmen soll das Rentenniveau gehalten 

werden können. Der Bundesrat hatte die Sozial-

partner damit beauftragt, gemeinsam Lösungen 

zu erarbeiten. Im Juli 2019 haben die Sozialpart-

ner ihre Arbeiten abgeschlossen. Auf dieser 

Grundlage wird der Bundesrat in der zweiten 

Jahreshälfte 2020 die Botschaft zur Reform der 

beruflichen Vorsorge verabschieden. 

Per 1. Januar 2019 ist das Bundesgesetz über die 

Anstalt zur Verwaltung der Ausgleichsfonds von 

AHV, IV und EO [SR 830.2] in Kraft getreten. Darin 

sind Vorgaben an die Rechnungslegung enthal-

ten. Die konkreten Vorschriften zur Erfüllung der 

gesetzlichen Vorgaben sind in einer Verordnung 

festzuhalten. Der Bundesrat wird die Vernehmlas-

sung zu dieser Verordnung Ende 2020 eröffnen. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 die 

Vernehmlassung zur Anpassung der Verordnung 

über die Invalidenversicherung (IVV) eröffnen. Die 

Anpassung der Verordnung sowie die Schaffung 

allfälliger neuer Verordnungen sind Teil der Um-

setzung der Weiterentwicklung der Invalidenver-

sicherung (WE IV). 
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Ziel 10 Die Schweiz sorgt für eine qualitativ hochstehende und finanziell trag-

bare Gesundheitsversorgung und ein gesundheitsförderndes Umfeld 

 Unterzeichnung des bilateralen Abkommens mit der EU im Bereich der öffentlichen Gesundheit 

 Botschaft zur Änderung des KVG (Massnahmen zur Kostendämpfung − Paket 2) 

 Botschaft zur Revision des Betäubungsmittelgesetzes (ärztliche Verschreibung von cannabis-

haltigen Arzneimitteln) 

 Botschaft zur Teilrevision des Transplantationsgesetzes 

 Botschaft zur Änderung des KVG (Vergütung des Pflegematerials) 

 Botschaft zum Verpflichtungskredit zur Ausrichtung von Finanzhilfen an Sportanlagen von 

nationaler Bedeutung (NASAK 5) 

 Inkraftsetzung des revidierten Medizinprodukterechts 

 Inkraftsetzung der Änderung des KVG (Stärkung von Qualität und Wirtschaftlichkeit) 

 Vernehmlassung zur Revision des Militärversicherungsgesetzes (Elimination der Krankenver-

sicherung für Berufsmilitärs und pensionierte Armeeangehörige) 

 Grundsatzentscheid: Massnahmen zur Stärkung des Gesundheitsschutzes und der Transparenz 

bei Pflanzenschutzmitteln 

 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

nach Möglichkeit das bilaterale Abkommen im 

Bereich der öffentlichen Gesundheit mit der EU 

unterzeichnen. Das Abkommen zielt insbeson-

dere auf eine bessere Zusammenarbeit bei der 

Prävention, Früherkennung und Bewältigung 

von Gesundheitskrisen und sieht auch eine 

Beteiligung der Schweiz am Europäischen Zent-

rum für die Kontrolle und Prävention von Krank-

heiten (ECDC) sowie am EU-Gesundheitspro-

gramm vor. 

Ende März 2018 hat der Bundesrat ein Kosten-

dämpfungsprogramm zur Entlastung der obliga-

torischen Krankenpflegeversicherung (OKP) ver-

abschiedet. In diesem Rahmen ist eine weitere 

Änderung des Bundesgesetzes über die Kranken-

versicherung (KVG) vorgesehen. Schwerpunkte 

dieses Pakets sind die Zielvorgabe für das OKP-

Wachstum, weitere Massnahmen zur Kosten-

dämpfung im Arzneimittelbereich sowie die 

Förderung der koordinierten Versorgung. Nach 

Durchführung der Vernehmlassung wird der 

Bundesrat im zweiten Halbjahr 2020 von den 

Ergebnissen der Vernehmlassung Kenntnis neh-

men und die Botschaft zur Änderung des KVG 

(Massnahmen zur Kostendämpfung − Paket 2) 

verabschieden. 

Der Bundesrat wird im Juli 2020 die Botschaft 

für den Erlass zur ärztlichen Verschreibung von 

cannabishaltigen Arzneimitteln verabschieden. 

Damit sollen die gesetzlichen Grundlagen ge-

schaffen werden, dass Cannabisarzneimittel ohne 

Ausnahmebewilligung des Bundesamtes für Ge-

sundheit ärztlich verschrieben werden können. 

Der Bundesrat wird bis am 18. September 2020 

die Botschaft zur Teilrevision des Transplanta- 

tionsgesetzes als indirekten Gegenvorschlag zur 

Volksinitiative «Organspende fördern − Leben 

retten» verabschieden. Damit soll die gesetzliche 

Grundlage für die Einführung einer erweiterten 

Widerspruchslösung geschaffen und die Anzahl 

der Organspenden in der Schweiz weiter erhöht 

werden. 

Im Nachgang zur Neuordnung der Pflegefinan-

zierung entstand eine Kontroverse um die Finan-

zierung des durch die Pflegenden verwendeten 

Pflegematerials. In Erfüllung einer Motion der 

nationalrätlichen SGK wird der Bundesrat eine 

Änderung des KVG vorschlagen. Nach Durchfüh-

rung der Vernehmlassung wird der Bundesrat im 

ersten Halbjahr 2020 von den Ergebnissen der 

Vernehmlassung Kenntnis nehmen und die ent-

sprechende Botschaft verabschieden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 die 

Botschaft zu einem Verpflichtungskredit zur Aus-

richtung von Finanzhilfen an Sportanlagen von 

nationaler Bedeutung (NASAK 5) verabschieden. 
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Damit will der Bundesrat seine Finanzhilfen an 

Sportanlagen von nationaler Bedeutung weiter-

führen. Ziel ist die Stärkung der die Konkurrenz-

fähigkeit der Schweiz im Sport und bei der Aus-

tragung internationaler Grossveranstaltungen. 

In enger Anlehnung an das neue europäische 

Medizinprodukterecht passt die Schweiz ihren 

Rechtsrahmen für Medizinprodukte an, um die 

Sicherheit der Medizinprodukte in der Schweiz zu 

erhöhen. Im Anschluss an die erfolgte Änderung 

des Heilmittelgesetzes (HMG) inklusive der An-

passung des Humanforschungsgesetzes (HFG) 

schliesst eine umfassende Überarbeitung des Aus-

führungsrechts an. Der Bundesrat wird im Früh-

ling 2020 die total revidierte Medizinprodukte-

verordnung (MepV) sowie die neue Verordnung 

über klinische Versuche mit Medizinprodukten 

(KlinV-Mep) in Kraft setzen. Er berücksichtigt 

dabei die aktuelle Entwicklung in der Zusammen-

arbeit mit der EU (Aktualisierung des Abkommens 

über die gegenseitige Anerkennung von Konfor-

mitätsbewertungen − MRA). 

Zur Umsetzung der Änderung des KVG zur Stär-

kung von Qualität und Wirtschaftlichkeit wird 

der Bundesrat die Verordnung vom 27. Juni 1995 

über die Krankenversicherung (KVV) entspre-

chend anpassen und diese Änderungen im zwei-

ten Halbjahr 2020 auf den 1. Januar 2021 in Kraft 

setzen. 

Gemäss Bundesratsbeschluss vom 29. August 

2018 hat das federführende Departement dem 

Bundesrat zu Beginn dieser Legislatur eine Ver-

nehmlassungsvorlage zum Verzicht auf die beruf-

liche und freiwillige Versicherungslösung in der 

Militärversicherung vorzulegen. Dies unter Be-

rücksichtigung einer angemessenen Übergangs-

frist für die betroffenen Mitarbeitenden. Die akti-

ven und pensionierten Berufsmilitärs sollen nicht 

länger über die Militärversicherung krankenver-

sichert sein, sondern in die obligatorische Kran-

kenpflegeversicherung (OKP) überführt werden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

über die Eröffnung des Vernehmlassungsverfah-

rens entscheiden. 

Der Bundesrat wird prüfen, wie die Beurteilung 

der Auswirkungen der Pflanzenschutzmittel auf 

die Gesundheit der Konsumentinnen und Konsu-

menten verbessert werden kann. Es gibt eine 

grosse Anzahl von zugelassenen Pflanzenschutz-

mitteln mit Wirkstoffen, die noch nicht nach 

den heutigen anspruchsvollen Verfahren beurteilt 

wurden. Hinzu kommt die Problematik der Mehr-

fachrückstände sowie der Beistoffe, die ebenso 

toxisch sein können wie die Wirkstoffe selbst. 

Auch in der EU werden die Prüfverfahren für 

Pflanzenschutzmittel weiter ausgebaut und ver-

feinert. Diese Entwicklungen haben insbesondere 

neue Datenanforderungen und weitere Massnah-

men zur Datentransparenz zur Folge. 
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Ziel 11 Die Schweiz engagiert sich für Reformen zur Stärkung der multilatera-

len Zusammenarbeit, intensiviert gezielt ihr Engagement in der inter-

nationalen Zusammenarbeit und setzt sich für optimale Rahmenbedin-

gungen als Gaststaat internationaler Organisationen ein 

 Aussenpolitische Strategie 2020−2023 

 Botschaft zur Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021−2024 (IZA-Strategie 2021−2024) 

 Schlussbericht zur Umsetzung der Botschaft zur internationalen Zusammenarbeit 2017−2020 

 Finanzierung multilateraler Organisationen und internationaler Finanzinstitutionen als wichtiger 

Bestandteil der Umsetzung der Botschaft zur internationalen Zusammenarbeit 2017−2020 

 Botschaft zur Gewährung eines Darlehens für die Renovierung des Sitzes der Internationalen 

Fernmeldeunion (ITU) 

 Bericht «Schweizer Sitz im UNO-Sicherheitsrat: Einbezug des Parlaments» 

 Abschluss des Abkommens mit der Türkei im Rahmen des Allgemeinen Präferenzsystems 

 

Der Bundesrat wird zu Beginn der Legislaturperio- 

de den strategischen Rahmen für sein aussenpo-

litisches Engagement in den Jahren 2020−2023 

festlegen. In seiner aussenpolitischen Strategie 

2020−2023 legt er die aussenpolitischen Prioritä-

ten in den Bereichen Wohlstand, Frieden und 

Sicherheit, Nachhaltigkeit und digitale Gouver-

nanz sowie in Bezug zu Schwerpunktregionen 

und den globalen Schwerpunktländern dar. Die 

Schweiz setzt sich für Frieden und Sicherheit im 

Rahmen einer regelbasierten und effizienten 

multilateralen Ordnung ein und leistet Beiträge 

an die Wahrung der Sicherheit der Schweiz und 

die Stärkung der europäischen und internatio-

nalen Stabilität. Sie kandidiert für eine nicht-

ständige Mitgliedschaft im UNO-Sicherheitsrat 

für 2023−2024. Die Schweiz positioniert sich als 

weltweit führender Standort für digitale Gouver-

nanz und zur Gestaltung der digitalen Transfor-

mation und baut ihr Engagement im Bereich der 

Cyber-Aussen- und Sicherheitspolitik aus. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 

die Botschaft zur Strategie der internationa- 

len Zusammenarbeit 2021−2024 (IZA-Strategie 

2021−2024) verabschieden, welche den strate-

gischen Rahmen für die humanitäre Hilfe, die 

Entwicklungszusammenarbeit sowie die Förde-

rung des Friedens und der menschlichen Sicher-

heit setzt. Die Botschaft wird sich an den strategi-

schen Eckpunkten orientieren, die der Bundesrat 

in seinem Grundsatzentscheid vom 30. November 

2018 festgelegt hatte: Die Entwicklungszusam-

menarbeit soll stärker fokussiert und dadurch 

wirkungsvoller werden. In Zukunft soll zudem 

die strategische Verknüpfung zwischen IZA und 

Migrationspolitik sowie das Engagement für 

Klima und Umwelt verstärkt werden. Auch das 

Potenzial des Privatsektors und der Digitalisie-

rung soll gezielt mobilisiert und der Multilatera-

lismus gestärkt werden. Für die Beratung der Bot-

schaft wird der Bundesrat von den Resultaten der 

fakultativen Vernehmlassung Kenntnis nehmen, 

welche vom 2. Mai bis 23. August 2019 erstmals 

durchgeführt wurde, um eine breite Debatte zur 

IZA zu ermöglichen. 

Im ersten Halbjahr 2020 wird der Bundesrat zur 

Umsetzung der Botschaft zur internationalen 

Zusammenarbeit 2017−2020 umfassend Bilanz 

ziehen und dem Parlament seinen Schlussbericht 

unterbreiten. Unabhängige Evaluationen unter-

suchen die Wirksamkeit des Schweizer Engage-

ments in der IZA zur Linderung von Not und 

Armut in der Welt, zur Achtung der Menschen-

rechte und zur Förderung der Demokratie, zu 

einem friedlichen Zusammenleben der Völker 

sowie zur Erhaltung der natürlichen Lebens-

grundlagen. Mit ihrer ausgewiesenen Expertise 

unterstützte die Schweiz seit 2016 beispielweise 

Grundbildung und Berufsbildung für 9 Millionen 

Menschen. Weiter erhöhte die Schweiz ihr Enga-

gement zur Stabilisierung von fragilen Kontexten. 

Und durch die Bearbeitung von Konflikt- und 
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Migrationsursachen wurden Massnahmen der IZA 

strategisch mit der Migrationspolitik verknüpft. 

Im Rahmen der Umsetzung der Botschaft zur 

internationalen Zusammenarbeit 2017−2020 

wird der Bundesrat 2020 die Finanzierung von 

multilateralen Organisationen und internatio-

nalen Finanzinstitutionen beschliessen, die für die 

Schweiz prioritär sind, namentlich die Internatio-

nale Entwicklungsorganisation der Weltbank 

(International Development Association, IDA), 

den Green Climate Fund (GCF), sowie den Afrika-

nischen Entwicklungsfonds (AfDF) und den 

Asiatischen Entwicklungsfonds (ADF). 

Auf der Grundlage der Botschaft vom 20. Februar 

2019 zu den Massnahmen zur Stärkung der Rolle 

der Schweiz als Gaststaat setzt sich die Schweiz 

namentlich dafür ein, die bauliche Infrastruktur 

der internationalen Organisationen mit Sitz in der 

Schweiz zu verbessern. Konkret bietet sie diesen 

internationalen Organisationen die Möglichkeit, 

für Renovierungsvorhaben an ihren Sitzgebäuden 

den Gaststaat um ein Darlehen zu ersuchen. Ent-

sprechende Gesuche sind von der ITU (Bau- oder 

Renovationsdarlehen) und der IOM (Darlehen zur 

Finanzierung der Planungs- und Vorbereitungs-

arbeiten) zu erwarten. Gegebenenfalls werden 

die Vorhaben im Jahr 2020 dem Bundesrat zur 

Prüfung vorgelegt. 

Die seit 2011 bestehende Kandidatur der Schweiz 

als Mitglied des UNO-Sicherheitsrats für die Jahre 

2023 bis 2024 wird 2020 in die Schlussphase 

kommen. Die Vorbereitungen für die Schweizer 

Einsitznahme beinhalten auch die Frage des Ein-

bezugs des Parlaments; in Antwort auf ein Postu-

lat der ständerätlichen APK wird der Bundesrat 

dazu bis Mitte 2020 einen Bericht gutheissen. 

Der Bundesrat wird in der ersten Jahreshälfte 

2020 das Abkommen in Form eines Briefwechsels 

mit der Türkei über die Ausweitung der Ur-

sprungskumulierung im Rahmen des Allgemeinen 

Präferenzsystems (APS / GSP) verabschieden. Mit 

dem neuen Abkommen wird das Erfüllen der 

Ursprungsregeln im APS bei der Verwendung von 

Vorprodukten aus der Türkei vereinfacht. Dies er-

leichtert Unternehmen aus Entwicklungsländern 

den Marktzugang in die Schweiz. 
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Ziel 12 Die Schweiz verfügt über geregelte Beziehungen mit der EU 

 Fortsetzung des Prozesses zum Abschluss eines institutionellen Abkommens (InstA) mit der EU 

 Konsolidierung des bilateralen Weges durch Umsetzung, Aktualisierung und fallweise Weiterent-

wicklung der bilateralen Abkommen zwischen der Schweiz und der EU; Beteiligung an verschie-

denen künftigen EU-Programmen und Verstärkung der sektoralen Zusammenarbeit in wichtigen 

Bereichen der Aussenpolitik 

 Weiterführung der Umsetzung der Strategie «Mind the Gap» und Ausbau der bilateralen Be-

ziehungen zwischen der Schweiz und dem Vereinigten Königreich nach dem Brexit 

 

Die Entwicklung und Konsolidierung des bilatera-

len Weges setzt die Festlegung eines institutio-

nellen Rahmens voraus. Eine Lösung für die insti-

tutionellen Fragen mit der EU muss gefunden und 

gebilligt werden, damit neue Marktzugangsab-

kommen geschlossen werden können; um die be-

stehenden Abkommen zu aktualisieren und um 

den bilateralen Weg im Interesse der Schweiz 

fortzusetzen. Der Bundesrat wird den 2019 einge-

leiteten Prozess im Jahr 2020 mit Blick auf den Ab-

schluss eines institutionellen Abkommens (InstA) 

und die Verabschiedung der diesbezüglichen Bot-

schaft fortsetzen. Die institutionellen Fragen, die 

sich im Zusammenhang mit den Marktzugangs-

abkommen stellen, können auf diese Weise gelöst 

werden: die Wiederaufnahme der Entwicklung 

des EU-Rechts, die Auslegung des Rechts und die 

Überwachung der Anwendung der Abkommen 

sowie die Beilegung von Streitigkeiten zwischen 

den Vertragsparteien. Die Rechtssicherheit und 

der bilaterale Weg werden gestärkt. Parallel zur 

Konsolidierung des bilateralen Weges wird der 

Bundesrat seine Verbindungen zu den Mitglied-

staaten stärken, indem er Synergien und vorran-

gige bilaterale Angelegenheiten für jedes Land 

analysiert. 

Der Bundesrat wird im Jahr 2020 die Weiterent-

wicklung und Konsolidierung der bilateralen Ab-

kommen fortsetzen. Er wird die Interessen der 

Schweiz gegenüber der Europäischen Kommis-

sion und den Mitgliedstaaten der EU wahren.  

Er wird sich zudem dafür einsetzen, neue Ab-

kommen über den Zugang zum europäischen 

Binnenmarkt auszuhandeln und abzuschliessen, 

namentlich im Elektrizitätsbereich. Neben den 

Abkommen über den Marktzugang beschlägt 

der bilaterale Weg, den der Bundesrat mit der 

EU weiterhin beschreiten will, andere Bereiche 

der Zusammenarbeit auf allen wichtigeren Fel-

dern der Schweizer Aussenpolitik, von der Bildung 

und der Forschung, einschliesslich der Weltraum-

forschung, bis hin zu Fragen der Sicherheit und 

des Asylwesens. Der Bundesrat setzt sich weiter 

für eine Erneuerung der Börsenäquivalenz durch 

die Europäische Kommission sowie für Verbes-

serungen bei den Rahmenbedingungen für den 

Marktzugang für Schweizer Finanzdienstleister 

ein. Der Bundesrat strebt 2020 auch eine Wei-

terführung der Teilnahme am künftigen For-

schungs-Rahmenprogramm der EU «Horizon 

Europe (2021−2027)» an. Er prüft eine Teilnahme 

am Programm, das auf Erasmus+ folgen soll, wie 

auch an anderen Initiativen der EU ab dem Jahr 

2021 auf den Gebieten der Forschung, der Inno-

vation, der Kultur und des Weltraums. Zudem will 

er die Zusammenarbeit im Schengen-Raum fort-

setzen und vertiefen, die Beteiligung der Schweiz 

an der grenzüberschreitenden Polizeikooperation 

erreichen (Ratifizierung der Prümer Zusammen-

arbeit) und den Schweizer Strafverfolgungsbe-

hörden den Zugang zu Eurodac ermöglichen. 

Im Jahr 2020 wird der Bundesrat die 2016 verab-

schiedete Strategie «Mind the Gap» weiter um-

setzen, um die Fortsetzung der guten bilateralen 

Beziehungen zwischen der Schweiz und dem Ver-

einigten Königreich (UK) nach dessen Austritt 

aus der EU sicherzustellen. Mit dem Ziel, die ge-

genseitigen Rechte und Pflichten zwischen der 

Schweiz und dem UK soweit wie möglich zu ge-

währleisten bzw. zu erweitern, soll das Netz von 

Abkommen zur Unterstützung der Beziehungen 

zwischen der Schweiz und dem UK im Hinblick auf 

den Brexit ausgebaut werden. Weiter sollen die 

Möglichkeiten für die Entwicklung bilateraler Be-

ziehungen untersucht werden. Unter Berücksich-

tigung einer allfälligen Übergangsfrist zwischen 
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der EU und UK müssen insbesondere Migration 

und Mobilität von natürlichen Personen nach 

dem Austritt des Vereinigten Königreichs − unter 

Berücksichtigung der internationalen Verpflich-

tungen und der Verfassungsvorgaben − beidsei-

tig geregelt werden. 

Der bilaterale Weg zwischen der Schweiz und der EU ist erfolgreich und muss konsolidiert und ausgebaut 

werden. Dazu gehören die Neudefinition der institutionellen Grundlage und der Abschluss eines ent-

sprechenden Abkommens. Basierend auf dem Abschluss können im Laufe des Jahres 2020 die folgenden 

geplanten Massnahmen zur Stärkung der Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU beitragen und 

den sektoriellen Zielen des Bundesrates gerecht werden: 

− Nach Möglichkeit Unterzeichnung des bilateralen Abkommens mit der EU im Bereich der öffentlichen 

Gesundheit (Ziel 10); 

− Botschaft zur Übernahme und Umsetzung der Rechtsgrundlagen für die Herstellung der Interopera-

bilität zwischen EU-Informationssystemen in den Bereichen Grenze, Migration und Polizei − als 

Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands (Ziel 14); 

− Botschaft zum Abkommen mit der EU über die Prüm-Zusammenarbeit und zum Protokoll über den 

Zugang der Strafverfolgungsbehörden zu Eurodac und zum Abkommen über den automatisierten 

Abgleich von DNA- und daktyloskopischen Daten zum Zweck der Bekämpfung der schweren Krimi-

nalität (Preventing and Combating Serious Crime, abgekürzt PCSC) mit den USA (Ziel 14); 

− Nach Möglichkeit Botschaft zu einem Stromabkommen mit der EU (Ziel 16). 
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3 Die Schweiz sorgt für 

Sicherheit, engagiert 

sich für den Schutz des 

Klimas und agiert als 

verlässliche Partnerin 

in der Welt 
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Ziel 13 Die Schweiz steuert die Migration, nutzt deren wirtschaftliches und 

soziales Potenzial und setzt sich für die internationale Zusammenarbeit 

ein 

 Botschaft zum einfachen Bundesbeschluss über den UNO-Migrationspakt 

 Botschaft zu einer Einrichtung eines Europäischen Reiseinformations- und Genehmigungssystems 

(ETIAS) 

 Botschaft zur Übernahme und Umsetzung der Rechtsgrundlagen zur Nutzung des Schengener 

Informationssystems (SIS) und Änderung des BGIAA zur Registrierung der Landesverweisung im 

ZEMIS sowie zur Verbesserung der Statistik im Rückkehrbereich 

 Vernehmlassung zur Übernahme der Rechtsgrundlagen zur Schaffung des Fonds für integriertes 

Grenzmanagement (BMVI) 

 Vernehmlassung zur Übernahme der neuen EU-Rückführungslinie 

 Strategische Leitlinien für die nächste Phase der Kantonalen Integrationsprogramme (KIP) 

 

Der Bundesrat wird dem Parlament 2020 die 

Botschaft zum einfachen Bundesbeschluss zum 

UNO-Migrationspakt unterbreiten. In der Bot-

schaft wird er darlegen, dass der UNO-Migra- 

tionspakt den Interessen der Schweiz im Migra-

tionsbereich entspricht, da die Schweiz auf inter-

nationale Zusammenarbeit angewiesen ist, zum 

Beispiel im Bereich der Reduktion irregulärer 

Migration, der Stärkung des Schutzes in den 

Herkunftsregionen oder der zielführenden Um-

setzung der Rückkehr. 

Im ersten Halbjahr 2020 wird der Bundesrat die 

Botschaft zu einer Einrichtung eines Europäischen 

Reiseinformations- und Genehmigungssystems 

(ETIAS) verabschieden. Mit ETIAS wird, ähnlich 

dem sogenannten «Electronic System for Travel 

Authorization» (ESTA) der USA, ein neues Rei-

segenehmigungssystem errichtet. Visumbefreite 

Drittstaatsangehörige, welche für einen Kurz-

aufenthalt in den Schengen-Raum einreisen 

wollen, sollen (mit wenigen Ausnahmen) vor An-

tritt ihrer Reise in den Schengen-Raum online 

eine gebührenpflichtige Reisegenehmigung be-

antragen müssen. Die ETIAS-Reisegenehmigung 

stellt eine neue Bedingung für die Einreise in den 

Schengen-Raum dar. Dank ETIAS sollen die Wirk-

samkeit der Kontrollen an den Aussengrenzen 

erhöht und Informations- bzw. Sicherheitslücken 

geschlossen werden. 

Im ersten Halbjahr 2020 wird der Bundesrat die 

Botschaft zur Übernahme und Umsetzung der  

Rechtsgrundlagen zur Nutzung des Schengener 

Informationssystems (SIS) (Verordnungen [EU] 

2018/1862, 2018/1861 und 2018/1860) und 

Änderung des Bundesgesetzes über das Infor-

mationssystem für den Ausländer- und den 

Asylbereich (BGIAA) zur Registrierung der Lan-

desverweisung im ZEMIS sowie zur Verbesse-

rung der Statistik im Rückkehrbereich verab-

schieden. Die Neuerungen sollen die nationalen 

Verfahren zur Nutzung des SIS harmonisieren und 

neue Möglichkeiten für die Polizeikooperation 

schaffen. Ferner müssen neu alle Einreisever-

bote und Rückkehrentscheide zwingend im SIS 

eingetragen werden. Damit soll die grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit weiter verbessert 

und die innere Sicherheit erhöht werden. Gleich-

zeitig wird vorgeschlagen, das BGIAA anzupas-

sen, um die Registrierung von Landesverweisun-

gen im ZEMIS sicherzustellen und eine umfas-

sende Statistik zur Rückkehr sowohl von Euro-

päern als auch von Drittstaatsangehörigen zu 

gewährleisten. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

die Vernehmlassung zur Übernahme der Rechts-

grundlagen zur Schaffung des Fonds für finan-

zielle Hilfe im Bereich Grenzmanagement und 

Visa (nachfolgend: BMVI) eröffnen. Beim BMVI 

handelt es sich um einen Solidaritätsfonds zur Un-

terstützung von besonders belasteten Schengen-

Staaten, die aufgrund ihrer ausgedehnten Land- 

und Seegrenzen oder wegen bedeutender inter-

nationaler Flughäfen auf Dauer hohe Kosten für  
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den Schutz der Schengen-Aussengrenzen tragen. 

Der Fonds soll dazu beitragen, die Effizienz der 

Kontrollen und damit den Schutz der Aussen-

grenzen zu verbessern und die illegale Einreise 

zu verringern; er soll aber auch die Einreise von 

autorisierten Personen erleichtern und beschleu-

nigen. 

Der Bundesrat wird bis Ende 2020 die Vernehm-

lassung zur Übernahme der neuen EU-Rückfüh-

rungsrichtlinie eröffnen. Die heute geltende EU-

Rückführungsrichtlinie (Richtlinie 2008/115/EG) 

wird grundlegend überarbeitet. Zentrale Ände-

rungen betreffen dabei insbesondere das Be-

schwerdeverfahren und die Administrativhaft. Die 

neue EU-Rückführungsrichtlinie soll dazu beitra-

gen, die Rückkehrpolitik effizienter und kohären-

ter zu gestalten. 

Der Bund setzt gestützt auf Artikel 58 AIG die In-

tegrationsförderung über kantonale Integrations-

programme um. Diese stützen sich auf strategi-

sche Ziele, welche Bund und Kantone gemeinsam 

vereinbaren. Der Bundesrat wird bis Ende 2020 

die strategischen Leitlinien für die nächste Phase 

der kantonalen Integrationsprogramme ab 2021 

verabschieden und dem Parlament einen weiteren 

Verpflichtungskredit für die Integrationsförderung 

unterbreiten. Das Ziel der kantonalen Integrations- 

programme ist die nachhaltige Integration der 

ausländischen Bevölkerung in der Schweiz. Im 

Rahmen der kantonalen Integrationsprogramme 

wird auch die 2018 vom Bundesrat verabschie-

dete Integrationsagenda Schweiz umgesetzt. Die- 

se stellt die sprachliche, berufliche und soziale 

Integration von anerkannten Flüchtlingen und 

vorläufig Aufgenommenen in den Mittelpunkt. 
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Ziel 14 Die Schweiz beugt Gewalt, Kriminalität und Terrorismus vor und be-

kämpft sie wirksam 

 Botschaft zur Übernahme und Umsetzung der Rechtsgrundlagen für die Herstellung der In-

teroperabilität zwischen EU-Informationssystemen in den Bereichen Grenze, Migration und 

Polizei (Verordnungen [EU] 2019/817 und [EU] 2019/818) (Weiterentwicklung des Schengen-

Besitzstands) 

 Botschaft zu den Abkommen mit der EU betreffend die Beteiligung an der Prümer Zusammen-

arbeit und Zugang der Schweizer Strafverfolgungsbehörden auf Eurodac sowie zum Abkommen 

mit den USA zum Austausch von Fingerabdruck-und DNA-Daten zur Bekämpfung von Schwer-

kriminalität («Preventing and Combating Serious Crime», PCSC) 

 Botschaft zu einer Änderung des Bundesgesetzes über die Verwendung von DNA-Profilen im 

Strafverfahren und zur Identifizierung von unbekannten oder vermissten Personen (DNA-Profil-

Gesetz) 

 Festlegung strategischer und operationeller Ziele der Korruptionsbekämpfung auf Bundesebene 

für die Jahre 2020−2024 

 Revision der Geldwäschereiverordnung 

 

Die beiden Interoperabilitätsverordnungen der 

EU wurden der Schweiz im Mai 2019 als Weiter-

entwicklungen des Schengen-Besitzstandes noti-

fiziert. Sie haben die Herstellung der Interopera-

bilität von EU-Informationssystemen in den Be-

reichen Grenze, Migration, und Polizei zum Ziel. 

Dadurch sollen die zuständigen Behörden künftig 

durch eine Abfrage an alle für sie relevanten 

Informationen gelangen und ein umfassendes 

Bild der zu prüfenden Person erhalten. Der er-

leichterte Datenaustausch soll effizientere Kon-

trollen an den Aussengrenzen ermöglichen, zur 

Bekämpfung von Schwerstkriminalität und Ter-

rorismus beitragen und die Migrationssteue-

rung verbessern. Die Interoperabilität verstärkt 

dadurch die Sicherheit im Schengen-Raum. Die 

Schweiz ist gehalten, die beiden Verordnungen 

innert der Zweijahres-Frist zu übernehmen und 

umzusetzen. Der Bundesrat wird bis Ende 2020 

die entsprechende Botschaft verabschieden. 

Der Bundesrat will Kriminalität und Terrorismus 

wirksamer und rascher bekämpfen, indem die 

Schweiz an der Prümer Polizeikooperation der 

EU-Mitgliedstaaten teilnimmt, indem den Schwei-

zer Strafverfolgungsbehörden Zugang zur Daten-

bank Eurodac gewährt wird und indem mit den 

USA ein der Prümer Zusammenarbeit gleichwer-

tiges Abkommen zur Verhinderung und Bekämp-

fung von Schwerkriminalität und Terrorismus ab-

geschlossen wird. Dank der Prümer Polizeikoope-

ration (automatischer Austausch von DNA-Profi-

len und Fingerabdrücken, direkter Zugang zu 

Datenbanken über Fahrzeuge und ihre Halter 

und Halterinnen) und dank dem Zugang zu den 

in Eurodac gespeicherten Fingerabdruck-Daten 

werden die Strafverfolgungsbehörden rascher 

und effizienter handeln können. Das Abkommen 

mit den USA über Fingerabdruck- und DNA- 

Daten dient demselben Zweck. Der Bundesrat 

wird Ende 2020 diesbezüglich eine Botschaft 

verabschieden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

die Botschaft zur Änderung des Bundesgesetzes 

über die Verwendung von DNA-Profilen im 

Strafverfahren und zur Identifizierung von un-

bekannten oder vermissten Personen (DNA-

Profil-Gesetz) verabschieden. Mit der Änderung 

des DNA-Profil-Gesetzes wird im Strafprozess-

recht die Phänotypisierung eingeführt, also die 

Eruierung äusserlich sichtbarer Merkmale aus 

einer am Tatort sichergestellten DNA-Spur. 

Gleichzeitig soll ein ausformulierter Regelungs-

vorschlag für eine neue, vereinfachte gesetzli-

che Regelung der Löschung der DNA-Profile 

aufgenommen werden sowie eine Regelung 

zum erweiterten Suchlauf mit Verwandtschafts-

bezug (Verwandtenrecherche). Dieses Instru-

ment wird gestützt auf einen Entscheid des 
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Bundesstrafgerichts auf der Grundlage des gel-

tenden DNA-Profil-Gesetzes bereits seit 2015 

angewendet. 

Der Bundesrat will der Korruptionsbekämpfung 

auf Bundesebene mehr Kohärenz verleihen und 

Entwicklungsrichtungen aufzeigen. Dies ent-

spricht auch einer Empfehlung der EFK. Im ersten 

Quartal 2020 wird der Bundesrat die von der 

IDAG Korruptionsbekämpfung ausgearbeiteten 

strategischen Ziele genehmigen. Sie betreffen die 

Innen- und die Aussenpolitik und werden durch 

einen Massnahmenkatalog ergänzt. Die Korrup-

tionsbekämpfung auf Bundesebene ist eine Quer-

schnittaufgabe, an der verschiedene Bundesäm-

ter beteiligt sind. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 die 

Revision der Geldwäschereiverordnung gutheis-

sen. Er hat am 26. Juni 2019 eine Botschaft zur 

Änderung des Geldwäschereigesetzes (GwG) ver-

abschiedet. In diesem Zusammenhang muss die 

Geldwäschereiverordnung geändert werden, um 

bestimmte in der GwG-Revision vorgesehene 

Massnahmen näher zu umschreiben. Dies betrifft 

insbesondere die Beraterinnen und Berater sowie 

das Meldeverfahren in Verdachtsfällen. Der Bun-

desrat wird im Rahmen der Revision der Geld-

wäschereiverordnung ebenfalls Anpassungen 

basierend auf dem Vernehmlassungsergebnis 

zum Bundesgesetz zur Anpassung des Bundes-

rechts an Entwicklungen der Technik verteilter 

elektronischer Register gutheissen. 
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Ziel 15 Die Schweiz kennt die Bedrohungen ihrer Sicherheit und verfügt über 

die notwendigen Instrumente, um diesen wirksam entgegenzutreten 

 Armeebotschaft 2020 

 Botschaft zur Revision des Militärgesetzes (MG) 

 Vernehmlassung zur Revision des Nachrichtendienstgesetzes (NDG) 

 Bericht zur Überprüfung der Haltung der Schweiz zum Vertrag über das Verbot von Kernwaffen 

 Bericht zur Alimentierung von Armee und Zivilschutz 

 Bevölkerungs- und Zivilschutzverordnung 

 Grundsatzentscheid Mobiles breitbandiges Sicherheitskommunikationssystem (MSK) 

 Objektblätter Sachplan Militär 

 Konzept Finanzhilfen an die Kantone bei der Ereignisbewältigung (Erdbebenvorsorge) 

 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

jährliche Armeebotschaft verabschieden. Damit 

die Armee über die notwendigen Instrumente 

verfügt, um den Bedrohungen wirksam entgegen 

zu treten, sind mehrere Hauptsysteme der Armee 

in den kommenden Jahren zu ersetzen. Mit der 

Armeebotschaft 2020 beantragt der Bundesrat 

dem Parlament erste dazu notwendige Verpflich-

tungskredite und den Zahlungsrahmen der Armee 

für die Jahre 2021−2024. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 die 

Botschaft zur Revision des Militärgesetzes (MG) 

verabschieden. Im Rahmen der Umsetzungsphase 

der Weiterentwicklung der Armee (WEA) ergeben 

sich diverse Revisionsanträge im MG sowie in der 

Armeeorganisation. Mit der Revision wird sicher-

gestellt, dass die Umsetzung der WEA planmässig 

abgeschlossen werden kann. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

die Vernehmlassung für einen Vorentwurf und 

einen erläuternden Bericht zur Revision des Nach-

richtendienstgesetzes (NDG) eröffnen. Im Rahmen 

der Revision soll die unabhängige Kontrollinstanz 

für die Funk- und Kabelaufklärung mit der un-

abhängigen Aufsichtsbehörde über den Nach-

richtendienst zusammengelegt, Verbesserungen 

im Vollzug umgesetzt und Formulierungsunter-

schiede in den Sprachversionen behoben werden. 

Die Schweiz setzt sich für die Bewahrung und 

Umsetzung existierender Abkommen in der Rüs-

tungskontrolle, Abrüstung und Nichtverbreitung 

ein. Basierend auf der aktualisierten Beurteilung 

durch das federführende Departement, die sich 

auch auf externes Expertenwissen abstützen wird, 

überprüft der Bundesrat Ende 2020 die Haltung 

der Schweiz zum Vertrag über das Verbot von 

Kernwaffen (TPNW). 

Der Bundesrat wird Ende 2020 über einen Bericht 

zur Alimentierung von Armee und Zivilschutz be-

finden. Im Bericht werden insbesondere die Fra-

gen behandelt, wie mittel- und langfristig genü-

gend Dienstpflichtige und Freiwillige rekrutiert 

werden können und wie sichergestellt werden 

kann, dass deren Kompetenzen und deren Anzahl 

den Bedürfnissen von Armee und Zivilschutz ent-

sprechen. Weiter werden Massnahmen umschrie-

ben, mittels derer den Militärdienstleistenden im 

zivilen und beruflichen Leben Vorteile erwachsen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 eine 

neue Bevölkerungsschutzverordnung und die 

Revision der Zivilschutzverordnung (ZSV) verab-

schieden. Dabei geht es um die Anpassung des 

Verordnungsrechts im Bevölkerungs- und Zivil-

schutz an das revidierte BZG. Die neue Bevölke-

rungsschutzverordnung regelt insbesondere die 

Koordination zwischen den verschiedenen Part-

nern im Bevölkerungsschutz und die Moderni-

sierung der Alarmierungs- und Telekommunika-

tionssysteme. Schwerpunkte der revidierten ZSV 

bilden die Bestimmungen zur Dienstpflicht und 

den Schutzbauten. Die Gelegenheit der Totalrevi-

sion wird genutzt, um das Verordnungsrecht im 

Bereich des Bevölkerungsschutzes sachgerecht 

zu vereinfachen und zu aktualisieren. Ziel der Re-

vision ist es, den Schutz der Schweizer Bevölke-

rung mit Blick auf aktuelle und künftige Bedro-

hungen sicherzustellen. 
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Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

einen Grundsatzentscheid zur Mobilen breit-

bandigen Sicherheitskommunikation (MSK) tref-

fen und über ein entsprechendes Pilotprojekt be-

finden. Behörden und Organisationen für Rettung 

und Sicherheit (BORS) von Bund und Kantonen 

sind für die mobile Datenkommunikation auf 

sichere öffentliche Netzsysteme angewiesen, was 

durch eine mobile breitbandige Sicherheits-

kommunikation in höherem Masse gewährleistet 

würde. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

über die zweite Serie der Objektblätter zum Sach-

plan Militär (SPM) entscheiden. Der SPM enthält 

allgemeine Grundsätze zur Nutzung, zur raum-

planerischen Abstimmung und zu den Umwelt-

auswirkungen der militärischen Infrastruktur. Zu-

dem enthält er die raumplanerischen Festsetzun-

gen der Sachplan-relevanten Immobilienstand-

orte für Ausbildung, Einsatz und Logistik der 

Armee. Die zweite Serie der Objektblätter umfasst 

insbesondere die Militärflugplätze. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

über das Konzept Finanzhilfen an die Kantone bei 

der Ereignisbewältigung im Rahmen der Erdbe-

benvorsorge befinden. Das Konzept beinhaltet 

die erforderlichen Grundlagen und Kriterien für 

die Beurteilung und Behandlung von Anträgen 

der Kantone für allfällige ausserordentliche Fi-

nanzhilfen des Bundes zur Unterstützung der 

Ereignisbewältigung respektive des Wiederauf-

baus nach einem Erdbeben in der Schweiz. 
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Ziel 16 Die Schweiz nutzt Boden und natürliche Ressourcen schonend, sichert 

eine nachhaltige sowie lückenlose Energieversorgung und fördert eine 

nachhaltige Land- und Ernährungswirtschaft 

 Botschaft zur Agrarpolitik ab 2022 

 Botschaft zum Gasversorgungsgesetz 

 Botschaft zum Stromabkommen mit der EU 

 Botschaft zur Revision des Stromversorgungsgesetzes 

 Vernehmlassung zur Revision des Energiegesetzes 

 Vernehmlassung zur Anpassung des Wasserbaugesetzes 

 Vernehmlassung zur Änderung des Umweltschutzgesetzes 

 Bericht zu den Wirkungen des Zweitwohnungsgesetzes 

 Interdepartementale Strategie zur Förderung der Baukultur 

 Verabschiedung Sachplan Fruchtfolgeflächen (FFF), Finanzierung Kompetenzzentrum Boden 

(KOBO) und Erstellung Konzept für eine schweizweite Bodenkartierung 

 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

Botschaft zur Agrarpolitik ab 2022 verabschieden. 

Mit der Agrarpolitik ab 2022 soll die Agrarpolitik 

in den Bereichen Markt, Betrieb und Umwelt 

weiterentwickelt werden. Die agrarpolitischen 

Rahmenbedingungen sollen so angepasst wer-

den, dass die Schweizer Land- und Ernährungs-

wirtschaft zukünftige Chancen eigenständiger 

und unternehmerischer nutzen kann. Die Agrar-

politik ab 2022 wird auch eine Massnahmenstra-

tegie beinhalten, die gewisse Anliegen der Volks-

initiativen «Für sauberes Trinkwasser und ge-

sunde Nahrung − Keine Subventionen für den 

Pestizid- und den prophylaktischen Antibiotika-

Einsatz» sowie «Für eine Schweiz ohne syntheti-

sche Pestizide» aufnimmt. Gleichzeitig sollen mit 

drei Zahlungsrahmen die Höchstbeträge der 

Zahlungskredite für die Landwirtschaft für die 

Jahre 2022−2025 − abgestimmt auf die Legisla-

turfinanzplanung − festgelegt werden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 die 

Botschaft zum neuen Gasversorgungsgesetz ver-

abschieden. Ziel der Vorlage ist es, die Rahmen-

bedingungen für die Gasversorgung und den 

Gasmarkt in der Schweiz zu setzen und Rechtssi-

cherheit zu schaffen. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

nach Möglichkeit die Botschaft zum Stromabkom-

men mit der EU verabschieden, welche die In-

tegration der Schweiz in den EU-Strombinnen-

markt gewährleisten soll. Die Unterzeichnung des 

Stromabkommens ist abhängig vom Abschluss 

eines institutionellen Abkommens. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 die 

Botschaft zur Revision des Stromversorgungsge-

setzes (StromVG) verabschieden. Mit der Revision 

strebt der Bundesrat Anpassungen in der Ausge-

staltung des Strommarkts an mit dem Ziel, lang-

fristig die Versorgungssicherheit zu garantieren, 

die wirtschaftliche Effizienz zu steigern sowie die 

Marktintegration der erneuerbaren Energien zu 

fördern. 

Der Bundesrat wird 2020 die Vernehmlassung 

zur Revision des Energiegesetzes eröffnen. Die 

im Energiegesetz festgelegten Fördermassnah-

men für die erneuerbaren Energien laufen Ende 

2022 bzw. Ende 2030 aus. In der Vorlage soll ein 

Ausbaupfad erneuerbarer Energien, mit verbind-

lichen Richtwerten für 2035 und 2050 verankert 

werden. Die Investitionsanreize für die Strompro-

duktion aus erneuerbaren Energien sollen ver-

stärkt werden. Die gemäss heutigem EnG bis 2030 

befristete Förderung wird grundsätzlich bis 2035 

fortgeführt. Die Finanzierung der Massnahmen im 

EnG erfolgt durch den bestehenden Netzzuschlag 

von 2,3 Rp./kWh. Die Mittelzuweisung für Investi-

tionsbeiträge für die Grosswasserkraft wird ver-

doppelt. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 eine 

Vernehmlassung zur Revision des Wasserbauge-

setzes durchführen. Die Anpassungen sollen den 
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Herausforderungen der erheblich steigenden Ri-

sikofaktoren im Bereich Naturgefahren entgegen-

wirken und das Sicherheitsniveau mit den beste-

henden Bundesmitteln mittelfristig erhalten. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 die 

Botschaft zur Revision des Umweltschutzgesetzes 

(USG) verabschieden. Die Lärmschutzvorschriften 

sollen dahingehend geändert werden, dass in 

lärmbelasteten Gebieten die raumplanerisch ge-

forderte Siedlungsverdichtung nach innen mög-

lich und dem Schutz der Bevölkerung vor Lärm 

Rechnung getragen wird. 

Artikel 19 des Zweitwohnungsgesetzes vom 

20. März 2015 (ZWG) verpflichtet das ARE, in 

Zusammenarbeit mit dem SECO, regelmässig die 

Wirkungen des Gesetzes zu untersuchen. In 

diesem Bericht werden bei Bedarf auch Massnah-

men zum Vollzug oder im Bereich der Standort- 

förderung vorgeschlagen. Die Berichterstattung 

erfolgt erstmals im Jahr 2020. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 die 

interdepartementale Strategie zur Förderung der 

Baukultur verabschieden. Die Strategie bündelt 

die baukulturellen Tätigkeiten der zentralen Bun-

desverwaltung und des ETH-Bereichs und legt 

verbindliche Ziele sowie Massnahmen zu deren 

Umsetzung fest. Mit der Strategie setzt sich der 

Bundesrat für die Förderung einer hohen Baukul-

tur in der Schweiz und eine Verbesserung der 

Gestaltung des gesamten Lebensraums ein. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 den 

überarbeiteten Sachplan Fruchtfolgeflächen (FFF) 

verabschieden, über die Weiterführung des Kom-

petenzzentrums Boden (KOBO) beschliessen so-

wie den Auftrag für die Erstellung eines Konzepts 

für eine schweizweite Bodenkartierung erteilen. 
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Ziel 17 Die Schweiz setzt sich national und international für eine wirksame 

Umweltpolitik ein und leistet ihren Beitrag zum Klimaschutz und zur 

Erhaltung der Biodiversität 

 Grundsatzentscheid und Verhandlungsmandat für die COP Klima im November 2020 

 Aktionsplan 2020−2025 «Anpassung an den Klimawandel in der Schweiz» 

 Grundsatzentscheid und Verhandlungsmandat für die COP Biodiversität im Oktober 2020 in China 

 Aktualisiertes Landschaftskonzept Schweiz (LKS) 

 Botschaft zur Anpassung des Umweltschutzgesetzes: Umsetzung der Strategie der Schweiz zu 

invasiven gebietsfremden Arten 

 Vernehmlassung zur Anpassung des Gentechnikgesetzes (GTG) 

 Vernehmlassung über die Ausführungsbestimmungen des totalrevidierten CO2-Gesetzes 

 Strategie für die langfristige Klimapolitik der Schweiz bis 2050 

 Strategie Nachhaltige Entwicklung 2030 und Aktionsplan 

 

Für die effektive Umsetzung des Pariser Klima-

übereinkommens müssen bis Ende 2020 die 

spezifischen Regeln für die Anrechnung von 

Emissionsreduktionen im Ausland und die Trans-

parenz und Berichterstattung finalisiert werden. 

Die Schweiz setzt sich in den internationalen Ver-

handlungen für robuste Regeln ein, welche die 

Doppelzählung von Emissionsreduktionen verhin-

dern, Transparenz und Umweltintegrität sicher-

stellen und die nachhaltige Entwicklung inklusive 

den Schutz der Menschenrechte fördern. Die 

Transparenz- und Berichterstattungsregeln sollen 

zudem sicherstellen, dass insbesondere die gröss-

ten Emittenten klar und vergleichbar über ihre 

effektiven Emissionen rapportieren müssen. Der 

Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 einen 

diesbezüglichen Grundsatzentscheid treffen und 

ein entsprechendes Verhandlungsmandat be-

schliessen. 

In Ablösung des Aktionsplans «Anpassung an 

den Klimawandel in der Schweiz» 2014−2019 mit 

63 Massnahmen heisst der Bundesrat im ersten 

Halbjahr 2020 einen zweiten Aktionsplan für die 

Jahre 2020−2025 gut, mit dem der Bund die ihm 

gesetzlich übertragene Aufgabe, die Anpassungs-

massnahmen zu koordinieren und Grundlagen 

bereitzustellen, wahrnimmt. 

Die Schweiz beteiligt sich aktiv an den Verhand-

lungen im Rahmen der Open Ended Working 

Group der Biodiversitätskonvention über einen 

neuen globalen Rahmen für Biodiversität ab 2020  

mit klaren, messbaren Zielen, die auch die vom 

Menschen genutzte Fläche miteinbezieht, mit 

entsprechenden Indikatoren, einem integrierten 

Berichtssystem und einem regulären Review-

Mechanismus. Der Bundesrat wird im ersten 

Halbjahr 2020 einen diesbezüglichen Grundsatz-

entscheid treffen und ein entsprechendes Ver-

handlungsmandat beschliessen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2020 das 

aktualisierte Landschaftskonzept Schweiz (LKS) 

verabschieden. Dieses legt als Planungsinstru-

ment des Bundes gemäss Artikel 13 des Raumpla-

nungsgesetzes (RPG) den Rahmen für eine ko-

härente und qualitätsbasierte Entwicklung der 

Schweizer Landschaften fest und leistet einen 

Beitrag unter anderem zu klimaschonendem Ver-

halten und zur Erhaltung der Biodiversität. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 

die Botschaft zur Änderung des Umweltschutzge-

setzes verabschieden. Die Anpassung ist Teil der 

Umsetzung der «Strategie der Schweiz zu invasi-

ven gebietsfremden Arten». Für den Umgang mit 

diesen Arten soll die gesetzliche Grundlage für 

verschiedene Präventions- und Bekämpfungs-

massnahmen geschaffen werden. 

Die gentechnischen Methoden sind zur Zeit einer 

rasanten Entwicklung unterworfen. In den Berei-

chen Medizin, Pharma oder Landwirtschaft bieten 

diese Techniken ein erhebliches Potential, sind 

aber auch mit Risiken für Mensch und Umwelt  
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verbunden. Im ersten Halbjahr 2020 wird der 

Bundesrat die Vernehmlassung zu einer Revision 

des Gentechnikgesetzes (GTG) eröffnen. Auf-

grund neuer biotechnologischer Entwicklungen 

beinhaltet das Revisionsvorhaben Massnahmen 

zur Gewährleistung der Rechtssicherheit und zum 

Schutz der Gesundheit von Menschen und Tieren 

sowie der Umwelt. 

Abhängig vom weiteren Verlauf der parlamen-

tarischen Beratungen zur Totalrevision des CO2-

Gesetzes wird der Bundesrat in der ersten Jahres-

hälfte 2020 die Vernehmlassung über die Aus-

führungsbestimmungen des totalrevidierten CO2-

Gesetzes eröffnen, oder − falls sich die parla-

mentarischen Beratungen verzögern − Ände-

rungen der CO2-Verordung zur Verlängerung 

der befristeten klimapolitischen Instrumente er-

lassen. 

Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte 

2020 eine langfristige Klimastrategie verabschie-

den, die im Einklang mit den Zielen des Überein-

kommens von Paris steht und den Möglichkeiten 

der Schweiz Rechnung trägt. Sie wird sich an dem 

vom Bundesrat bereits beschlossenen Ziel einer 

ausgeglichenen Klimabilanz bis 2050 (Netto Null 

Emissionen) orientieren und für die verschiede-

nen Sektoren Emissionspfade und Massnahmen 

aufzeigen. 

Der Bundesrat wird bis Ende August 2020 die 

Strategie Nachhaltige Entwicklung 2030 verab-

schieden und darin die Ziele und strategischen 

Stossrichtungen für die Umsetzung der Agenda 

2030 für nachhaltige Entwicklung bis 2030 fest-

legen. Gleichzeitig wird er einen Aktionsplan 

2020−2023 mit Massnahmen für die Legislatur 

beschliessen. 



44 

Ziel 18 Der Bund tritt Cyber-Risiken entgegen und unterstützt und ergreift 

Massnahmen, um die Bürgerinnen und Bürger sowie die kritischen 

Infrastrukturen zu schützen 

 Bericht zu Internet of Things 

 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2020 einen 

Bericht gutheissen, in dem aufgezeigt werden soll, 

wie im rasant wachsenden Bereich der ans Internet 

angebundenen Geräte (Internet of Things) die Sicher- 

heit dieser Geräte erhöht und ihr Missbrauch für 

Cyberkriminalität erschwert werden kann. Der Be-

richt soll gegebenenfalls den Handlungsbedarf für 

eine Anpassung der Rechtsgrundlagen aufzeigen. 
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Wichtigste geplante Parlamentsgeschäfte 2020 

1  Die Schweiz sichert ihren Wohlstand nachhaltig und nutzt die 

Chancen der Digitalisierung 

Ziel 1  Die Schweiz sorgt für einen ausgeglichenen 

Bundeshaushalt und eine stabile Finanzordnung 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zum Bundesgesetz über administrative Erleich-

terungen und die Entlastung des Bundeshaushalts (struk-

turelle Reformen) 

X  

    

Ziel 2  Der Bund erbringt seine staatlichen Leistungen 

effizient und möglichst digital 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zur Legislaturplanung 2019−2023 X  

 Botschaft zur Totalrevision des Zollgesetzes X  

 Botschaft zum Bundesgesetz über elektronische Verfahren 

im Steuerbereich 

X  

 Botschaft zu einer gesetzlichen Grundlage für die Beteili-

gung des Bundes an der Zusammenarbeit der öffentlichen 

Hand im Bereich des E-Government 

 X 

 Bericht zu einem Sicherheitskonzept für Personenidentifi-

katoren (in Erfüllung des Po. RK-N 17.3968) 

 X 

    

Ziel 3  Die Schweiz sorgt für bestmögliche stabile sowie 

innovationsfördernde wirtschaftliche Rahmenbe-

dingungen im digitalen Zeitalter und fördert das 

inländische Arbeitskräftepotential 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zur Änderung des Versicherungsaufsichtsge-

setzes (VAG) 

X  

 Botschaft zur Totalrevision des Bundesgesetzes über die 

Durchführung von zwischenstaatlichen Abkommen des 

Bundes zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

 X 

 Botschaft zu einer Änderung des Bankengesetzes (Ein-

lagensicherung, Bankeninsolvenz) 

X  

 Botschaft zu einer Änderung des ZGB: Unternehmens-

nachfolge im Erbrecht 

 X 

 Botschaft zu einem FATCA-Abkommen nach Modell 1 mit 

den USA 

 X 

 Bericht über die Umsetzung der Empfehlungen im Bericht 

«Der Schweizer Rohstoffbereich: Stand und Ausblick» 

 X 

 Bericht «Möglichkeiten und Folgen einer Senkung der 

Kapital- und der Vermögenssteuer von Unternehmen» 

(in Erfüllung des Po. Derder 17.4292) 

 X 
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 Bericht «Regulierungskosten durch FINMA-Rundschreiben» 

(in Erfüllung der Po. Germann 17.3620 und Vogler 17.3566) 

X  

 Bericht «Plattformunternehmen und Gig Economy: Bessere 

Absicherung von selbstständig Erwerbstätigen» (in Erfül-

lung des Po. Bruderer Wyss 18.3936) 

 X 

 Bericht «Digitalisierung: ein neuer Status für den Arbeits-

markt?» (in Erfüllung des Po. FDP-Liberale Fraktion 

17.4087) 

 X 

    

Ziel 4  Die Schweiz leistet ihren Beitrag zu einer trag-

fähigen Weltwirtschaftsordnung und sichert der 

Schweizer Wirtschaft den Zugang zu internatio-

nalen Märkten und zum EU-Binnenmarkt 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zur Genehmigung des Freihandelsabkommens 

zwischen den EFTA-Staaten und den MERCOSUR-Staaten. 

X  

 Botschaft zur Genehmigung des Landwirtschaftsabkom-

mens zwischen der Schweiz und Israel sowie des aktuali-

sierten Protokolls A über landwirtschaftliche Verarbei-

tungserzeugnisse zwischen den EFTA-Staaten und Israel 

(Genehmigung im Rahmen AWB 2019) 

X  

 Botschaft über die Rahmenkredite für die Beteiligung der 

Schweiz an der Kapitalisierung der Internationalen Bank 

für Wiederaufbau und Entwicklung (IBRD) und der Inter-

nationalen Finanz-Corporation (IFC) der Weltbank-Gruppe 

sowie an der siebten Kapitalerhöhung der Afrikanischen 

Entwicklungsbank (AfDB) 

X  

 Botschaft zur Anpassung der Mittelausstattung des Inter-

nationalen Währungsfonds (IWF)  

X  

 Bericht «Marktzugang im Finanzbereich in Italien und 

Frankreich» (Arbeitstitel) (in Erfüllung des Po. Merlini 

17.3744) 

X  

 Bericht «Regulatorische Rahmenbedingungen im Finanz-

sektor für Geschäftstätigkeiten von Schweizer Unterneh-

men in Afrika» (in Erfüllung des Po. Chevalley 17.3842) 

X  

 Bericht zur Überprüfung der Aussenwirtschaftsstrategie  X 

    

Ziel 5  Die Schweiz bleibt führend in Bildung, Forschung 

und Innovation und nutzt die Chancen der Digita-

lisierung 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zur Förderung von Bildung, Forschung und 

Innovation in den Jahren 2021−2024 (BFI-Botschaft) 

X  

 Botschaft zur Finanzierung der Beteiligung der Schweiz an 

den Massnahmen der EU im Bereich Forschung und Inno-

vation für die Jahre 2021−2027 (Horizon-Paket) 

X  

 Botschaft zum Bundesgesetz über die internationale Zu-

sammenarbeit und Mobilität in der Bildung 

X  

 Botschaft zur Änderung des Bundesgesetzes über die 

Förderung der Forschung und der Innovation (FIFG) 

 X 
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 Bericht «Effizienz- und Qualitätsgewinn im Schweizer Bil-

dungswesen» (in Erfüllung des Po. de Courten 16.3474) 

X  

Im Rahmen BFI-

Botschaft 

Bericht zur Schaffung von Studienplätzen in der Human-

medizin: Bilanz der Massnahme des Bundes und Perspek-

tiven (in Erfüllung des Po. Bulliard-Marbach 18.3631) 

X  

    

Ziel 6  Die Schweiz sorgt für zuverlässige und solid  

finanzierte Verkehrs- und IKT-Infrastrukturen 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zur Finanzierung des Betriebs, des Substanzer-

halts und der Systemaufgaben der Bahninfrastruktur und 

der privaten Güterverkehrsanlagen in den Jahren 2021−2024 

X  

 Botschaft zum Bundesbeschluss über eine Verlängerung 

des Bürgschafts-Rahmenkredits für die Beschaffung von 

Betriebsmitteln im regionalen Personenverkehr 

 X 

 Bericht Marktordnung im Personenverkehr: wie weiter 

nach dem Ablauf der SBB-Konzession 2017? (in Erfüllung 

des Po. Regazzi 14.3259) 

 X 

 Bericht «Schnittstellenproblematik zwischen Nationalstras-

sen und dem nachgelagerten Strassennetz lösen» (in Er-

füllung des Po. Burkart 18.3606) 

 X 

 Verlagerungsbericht 2019 X  

    

2  Die Schweiz fördert den nationalen Zusammenhalt und leistet  

einen Beitrag zur Stärkung der internationalen Zusammenarbeit 

Ziel 7  Die Schweiz stärkt den Zusammenhalt der Regio-

nen und fördert die Verständigung der unter-

schiedlichen Kulturen und Sprachgruppen 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zur Teilrevision des Radio- und Fernsehgesetzes 

(RTVG) 

X  

 Botschaft zur Förderung der Kultur in den Jahren 

2021−2024 (Kulturbotschaft) 

X  

    

Ziel 8  Die Schweiz fördert den gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt und die Gleichberechtigung zwi-

schen den Geschlechtern 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zu einem Rahmenkredit für Eventualverpflichtun-

gen in der Wohnraumförderung für die Jahre 2021−2027 

 X 

 Botschaft zum Verpflichtungskredit zur Ausrichtung von 

Finanzhilfen an Sportanlagen von nationaler Bedeutung 

(NASAK 5) 

 X 

 Botschaft zur Volksinitiative «Löhne entlasten, Kapital ge-

recht besteuern» 

X  

 Botschaft zum Bundesgesetz über den Jugendschutz in 

den Bereichen Film und Videospiele (JSFVG) 

 X 
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 Bericht zum Präventionsprojekt «Kein Täter werden» für 

die Schweiz (in Erfüllung der Po. Jositsch 16.3644 und 

Rickli 16.3637) 

X  

 Bericht «Gewalt im Alter verhindern» (in Erfüllung des Po. 

Glanzmann-Hunkeler 15.3945) 

X  

 Bericht «Adoptionen aus Sri Lanka» (in Erfüllung des Po. 

Ruiz 17.4181) 

 X 

    

Ziel 9  Die Schweiz reformiert ihre Sozialwerke und  

finanziert sie nachhaltig 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zur Stabilisierung der AHV (AHV21) X  

 Botschaft zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Er-

werbstätigkeit und Angehörigenbetreuung 

X  

 Botschaft zur BVG-Reform X  

    

Ziel 10  Die Schweiz sorgt für eine qualitativ hochste-

hende und finanziell tragbare Gesundheitsver-

sorgung und ein gesundheitsförderndes Umfeld 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zur Revision des Betäubungsmittelgesetzes be-

treffend ärztlicher Verschreibung von Cannabisarzneimit-

teln 

X  

 Botschaft zur Teilrevision des Transplantationsgesetzes 

(indirekter Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Organ-

spende fördern − Leben retten») 

 X 

 Botschaft zur Änderung des Bundesgesetzes über die 

Krankenversicherung (KVG): Massnahmen zur Kosten-

dämpfung − Paket 2 

 X 

 Botschaft zur Änderung des Bundesgesetzes über die 

Krankenversicherung (KVG): Vergütung des Pflegematerials 

X  

 Bericht zu den Perspektiven der Schweizerischen Drogen-

politik (in Erfüllung des Po. Rechsteiner Paul 17.4076) 

 X 

 Bericht zum Versandhandel mit nicht verschreibungs-

pflichtigen Arzneimittel (in Erfüllung des Po. Stahl 19.3382) 

 X 

 Bericht zur besseren Nutzung von Gesundheitsdaten (in 

Erfüllung des Po. Humbel 15.4225) 

 X 

 Bericht «Depakine-Skandal. Untersuchung der Situation in 

der Schweiz» (in Erfüllung des Po. Maury Pasquier 18.3092) 

 X 

 Bericht betreffend gesetzliche Grundlage für die Sicher-

stellung der Versorgung im Bereich der seltenen Krankhei-

ten (in Erfüllung des Po. SGK-N 18.3040) 

 X 

  



49 

Ziel 11  Die Schweiz engagiert sich für Reformen zur 

Stärkung der multilateralen Zusammenarbeit, 

intensiviert gezielt ihr Engagement in der inter-

nationalen Zusammenarbeit und setzt sich für 

optimale Rahmenbedingungen als Gaststaat 

internationaler Organisationen ein 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Aussenpolitische Strategie 2020−2023 X  

 Botschaft zur Strategie der internationalen Zusammenar-

beit 2021−2024 (IZA-Strategie 2021−2024) 

X  

 Botschaft zur Gewährung eines Darlehens für die Renovie-

rung des Sitzes der Internationalen Fernmeldeunion (ITU) 

 X 

 Schlussbericht zur Umsetzung der Botschaft zur interna-

tionalen Zusammenarbeit 2017−2020 

X  

 Bericht «Schweizer Sitz im UNO-Sicherheitsrat: Einbezug 

des Parlaments» 

X  

 Bericht «Demokratisierung der Vereinten Nationen» (in Er-

füllung des Po. Jositsch 18.4111) 

X  

 Bericht «Neue Bestimmungen zur Überprüfung der Rück-

erstattung unrechtmässig erworbener Vermögenswerte» 

(in Erfüllung des Po. APK-S 19.3414) 

 X 

 Bericht «UNRWA. Rückblick und Ausblick nach 70 Jahren» 

(in Erfüllung des Po. Nantermod 18.3557) 

 X 

 Bericht «Optimierung und Koordinierung der Instrumente 

der Entwicklungszusammenarbeit» (in Erfüllung des Po. 

Bourgeois 18.3483) 

 X 

    

Ziel 12  Die Schweiz verfügt über geregelte Beziehungen 

mit der EU 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zu einem institutionellen Abkommen (InstA) 

zwischen der Schweiz und der EU 

 X 

 Bericht zur Beteiligung an der europäischen Zusammen-

arbeit (in Erfüllung des Po. Naef 17.4147) 

 X 

    

3  Die Schweiz sorgt für Sicherheit, engagiert sich für den Schutz des 

Klimas und agiert als verlässliche Partnerin in der Welt 

Ziel 13  Die Schweiz steuert die Migration, nutzt deren 

wirtschaftliches und soziales Potenzial und setzt 

sich für die internationale Zusammenarbeit ein 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zum einfachen Bundesbeschluss über den UNO 

Migrationspakt 

X  

 Botschaft zu einer Einrichtung eines Europäischen Reisein-

formations- und Genehmigungssystems (ETIAS) 

X  
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 Botschaft zur Übernahme und Umsetzung der Rechts-

grundlagen zur Nutzung des Schengener Informationssys-

tems (SIS) und Änderung des BGIAA zur Registrierung der 

Landesverweisung im ZEMIS sowie zur Verbesserung der 

Statistik im Rückkehrbereich 

X  

    

Ziel 14  Die Schweiz beugt Gewalt, Kriminalität und 

Terrorismus vor und bekämpft sie wirksam 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zu den Abkommen mit der EU betreffend die Be-

teiligung an der Prümer Zusammenarbeit und Zugang der 

Schweizer Strafverfolgungsbehörden auf Eurodac sowie 

zum Abkommen mit den USA zum Austausch von Finger-

abdruck-und DNA-Daten zur Bekämpfung von Schwerkri-

minalität («Preventing and Combating Serious Crime», 

PCSC) 

 X 

 Botschaft zur Übernahme und Umsetzung der Rechts-

grundlagen für die Herstellung der Interoperabilität zwi-

schen EU-Informationssystemen in den Bereichen Grenze, 

Migration und Polizei (Verordnungen [EU] 2019/817 und 

[EU] 2019/818) (Weiterentwicklung des Schengen-Besitz-

stands) 

 X 

 Botschaft zu einer Änderung des Bundesgesetzes über die 

Verwendung von DNA-Profilen im Strafverfahren und zur 

Identifizierung von unbekannten oder vermissten Perso-

nen (DNA-Profil-Gesetz) 

 X 

 Botschaft zur Übernahme und Umsetzung der neuen Ver-

ordnung über die Europäische Grenz- und Küstenwache 

 X 

 Bericht «Reicht die Bankenaufsicht, um die Gefahren der 

Geldwäscherei im Rohstoffsektor einzudämmen?» (in Er-

füllung des Po. Seydoux 17.4204) 

X  

    

Ziel 15  Die Schweiz kennt die Bedrohungen ihrer Sicher-

heit und verfügt über die notwendigen Instru-

mente, um diesen wirksam entgegenzutreten 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Armebotschaft 2020 X  

 Botschaft zur Revision des Militärgesetzes (MG)  X 

 Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «Gegen Waf-

fenexporte in Bürgerkriegsländer (Korrektur-Initiative)» 

X  

    

Ziel 16  Die Schweiz nutzt Boden und natürliche Ressour-

cen schonend, sichert eine nachhaltige sowie 

lückenlose Energieversorgung und fördert eine 

nachhaltige Land- und Ernährungswirtschaft 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zur Agrarpolitik ab 2022 X  

 Botschaft zum Gasversorgungsgesetz  X 

 Botschaft zum Stromabkommen mit der EU  X 

 Botschaft zur Revision des Stromversorgungsgesetzes  X 
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 Bericht «ökologischer und wirtschaftlicher Umgang mit 

Kunststoffen und Kunststoffabfällen» (in Erfüllung der 

Po. Thorens Goumaz 18.3196 / Munz 18.3496 / Romano 

19.3765 / Flach 19.3818) 

 X 

 Bericht «Strukturwandel als Folge der Rückkehr der Gross-

raubtiere» (in Erfüllung des Po. UREK-S 18.4095) 

 X 

 Bericht «Übersicht über die entlastenden und belastenden 

Spezialregeln der Landwirtschaft» (in Erfüllung des Po. 

Caroni 18.4275) 

X  

 Bericht «Gesamtschau Agrarpolitik: Einfluss des Grenz-

schutzes auf der Landwirtschaft vor- und nachgelagerte 

Branchen» (in Erfüllung des Po. WAK-N 18.3380) 

 X 

 Bericht zum schrittweisen Ausstieg aus der Verwendung 

von Glyphosat − Zweckmässigkeit und Modalitäten (in Er-

füllung des Po. Thorens Goumaz 17.4059) 

 X 

Im Rahmen Bot-

schaft Agrarpolitik 

22+ 

Bericht über die Verbesserung des Zugangs zu Land und 

zu Landwirtschaftsbetrieben (in Erfüllung des Po. Jans 

17.3916) 

X  

    

Ziel 17  Die Schweiz setzt sich national und international 

für eine wirksame Umweltpolitik ein und leistet 

ihren Beitrag zum Klimaschutz und zur Erhaltung 

der Biodiversität 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Botschaft zur Revision des Umweltschutzgesetzes (USG) in 

Umsetzung der Strategie invasive gebietsfremde Arten 

X  

 Bericht «Von welcher Bedeutung könnten negative CO2-

Emissionen für die künftigen klimapolitischen Massnah-

men der Schweiz sein?» (in Erfüllung des Po. Thorens 

Goumaz 18.4211) 

X  

    

Ziel 18  Der Bund tritt Cyber-Risiken entgegen und unter-

stützt und ergreift Massnahmen, um die Bürge-

rinnen und Bürger sowie die kritischen Infrastruk-

turen zu schützen 

1. Halbjahr 2020 2. Halbjahr 2020 

 Bericht zu Internet of Things: Sicherheit der Geräte, Miss-

brauch für Cyberkriminalität erschweren (in Erfüllung des 

Po. Glättli 17.4295) 

 X 
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Wichtigste Wirksamkeitsüberprüfungen 2020

Die nachstehend aufgeführten Wirksamkeitsüberprüfungen werden in Anwendung von Artikel 170 der 

Bundesverfassung vorgenommen. Dazu gehören seit 2007 auch vertiefte Regulierungsfolgeabschätzun-

gen. 

1  Die Schweiz sichert ihren Wohlstand nachhaltig und nutzt die 

Chancen der Digitalisierung 

Ziel 1  Die Schweiz sorgt für einen ausgeglichenen Bundeshaushalt und eine stabile Finanz-

ordnung 

 Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant  

   

Ziel 2  Der Bund erbringt seine staatlichen Leistungen effizient und möglichst digital 

 Titel: Evaluation Bundesgesetz über die Archivierung (BGA) 

 Auftraggeber: Schweizerisches Bundesarchiv (BAR) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Postulat Janiak 18.3029  

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Parlament 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch 

   

Ziel 3  Die Schweiz sorgt für bestmögliche stabile sowie innovationsfördernde wirtschaftliche 

Rahmenbedingungen im digitalen Zeitalter und fördert das inländische Arbeitskräfte-

potential 

 Titel: Regulierungsfolgenabschätzung zur Schaffung einer 

Grundlage für eine allfällige Modernisierung des 

schweizerischen Mobiliarsicherungsrechts 

 Auftraggeber: Staatsekretariat für Wirtschaft (SECO), Bundesamt für 

Justiz (BJ) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Parlamentsgesetz (Art. 141, Abs. 2), Bundesratsbeschluss 

vom 18. Januar 2006 (Vereinfachung des unternehmeri-

schen Alltags) 

 Verwendungszweck: Ermittlung des volkswirtschaftlichen Nutzens einer Ein-

führung besitzloser Mobiliarsicherheiten im schweizeri-

schen Mobiliarsicherungsrecht. 

 Adressat: Bundesrat, Parlament, Verwaltung, Wirtschaft, Wissen-

schaft, Öffentlichkeit 

 Art der Evaluation: Ex-Ante-Evaluation 

 Sprache: Deutsch oder Französisch 
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 Titel: Wirkungsanalyse Zweitwohnungsgesetz: 

Betrieblicher und volkswirtschaftlicher Fokus 

 Auftraggeber: Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Zweitwohnungsgesetz (Art. 19) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage 

 Adressat: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch 

   

Ziel 4  Die Schweiz leistet ihren Beitrag zu einer tragfähigen Weltwirtschaftsordnung und sichert 

der Schweizer Wirtschaft den Zugang zu internationalen Märkten und zum EU-Binnen-

markt 

 Titel: Evaluation der «Swissness» Gesetzgebung 

 Auftraggeber: Eidgenössisches Institut für Geistiges Eigentum (IGE) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Parlamentsgesetz (Art 141, Abs. 2) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage 

 Adressat: Parlament 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch 

   

Ziel 5  Die Schweiz bleibt führend in Bildung, Forschung und Innovation und nutzt die Chancen 

der Digitalisierung 

 Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant  

   

Ziel 6  Die Schweiz sorgt für zuverlässige und solid finanzierte Verkehrs- und IKT-Infrastruk-

turen 

 Titel: Evaluation Postgesetz (PG) 

 Auftraggeber: Bundesrat 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Postgesetz (Art. 3) 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Parlament 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch, Französisch, Italienisch 
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 Titel: Wirkungskontrolle des Programms Agglomerations-

verkehr 

 Auftraggeber: Bundesrat 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Verwendung der zweckgebunde-

nen Mineralölsteuer und weiterer für den Strassen- und 

Luftverkehr zweckgebundener Mittel (Art. 17a ff) und 

NAF-Botschaft vom 18. Februar 2015 (BBl 2015 2065, 

2140 f.) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage 

 Adressat: Parlament 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch, Französisch, Italienisch 

   

 Titel: Evaluation des Konzessionsrechts in den Bereichen 

Bahninfrastrukturen und Personenbeförderung 

 Auftraggeber: Bundesamt für Verkehr (BAV) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesverfassung (Art. 170) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch;  

Zusammenfassung: Französisch, Italienisch 

   

2  Die Schweiz fördert den nationalen Zusammenhalt und leistet  

einen Beitrag zur Stärkung der internationalen Zusammenarbeit  

Ziel 7  Die Schweiz stärkt den Zusammenhalt der Regionen und fördert die Verständigung der 

unterschiedlichen Kulturen und Sprachgruppen 

 Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant  

   

Ziel 8  Die Schweiz fördert den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Gleichberechtigung 

zwischen den Geschlechtern 

 Titel: Vergabepraxis der Finanzhilfen an Projekte für die 

Periode 2015−2019 

 Auftraggeber: Eidgenössisches Büro für die Gleichstellung von Frau 

und Mann (EBG) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Gleichstellungsgesetz (Art. 14) 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch, Französisch;  

Zusammenfassung: Deutsch, Französisch, Italienisch 
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 Titel: Évaluation des mesures éducatives prises dans le 

domaine de la protection des enfants et des jeunes 

face aux médias de 2016 à 2020 

 Auftraggeber: Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesratsbeschluss vom 13. Mai 2015 «Jugendschutz-

massnahmen»  

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage 

 Adressat: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungs- und Wirtschaftlichkeits-

analyse 

 Sprache: Deutsch 

   

Ziel 9  Die Schweiz reformiert ihre Sozialwerke und finanziert sie nachhaltig 

 Titel: Evaluation Assistenzbeitrag 

 Auftraggeber: Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Invalidenversicherungsgesetz (Art. 68) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse (Fortsetzung des Projekts FoP2-IV: 

Evaluation Assistenzbeitrag: Befragung und Daten-

analyse, 2012−2017) 

 Sprache: Deutsch; 

Zusammenfassung: Französisch, Italienisch, Englisch 

   

 Titel: FoP3-IV: Analyse der Preise und der Qualität in der 

Hörgeräteversorgung 

 Auftraggeber: Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Invalidenversicherungsgesetz (Art. 68) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungs- und Wirtschaftlichkeits-

analyse 

 Sprache: Deutsch oder Französisch; 

Zusammenfassung: Englisch 
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Ziel 10  Die Schweiz sorgt für eine qualitativ hochstehende und finanziell tragbare Gesundheits-

versorgung und ein gesundheitsförderndes Umfeld 

 Titel: Evaluation der Vergütung von Arzneimitteln im Ein-

zelfall nach den Artikeln 71a bis 71d KVV 

 Auftraggeber: Bundesamt für Gesundheit (BAG) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Verordnung über die Krankenversicherung (KVV; Art. 32) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch; 

Zusammenfassung: Deutsch, Französisch 

   

 Titel: Zwischenevaluation der Nationalen Strategien «Prä-

vention nicht übertragbarer Krankheiten (NCD)» und 

«Sucht» (2017−2024) 

 Auftraggeber: Bundesamt für Gesundheit (BAG) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Organisationsverordnung für das Eidgenössische Depar-

tement des Innern EDI (Art. 9 Abs. 3 Bst. e) 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch; 

Zusammenfassung: Deutsch, Französisch 

   

 Titel: Regulierungsfolgenabschätzung (RFA) zur Einfüh-

rung einer Zielvorgabe für die Kostenentwicklung 

in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung 

(OKP) 

 Auftraggeber: Bundesamt für Gesundheit (BAG), Staatssekretariat für 

Wirtschaft (SECO) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Parlamentsgesetz (Art 141, Abs. 2), Bundesratsbeschluss 

vom 8. März 2019 über Massnahmen zur Kostendämp-

fung. Zielvorgaben für das Kostenwachstum in der obli-

gatorischen Krankenpflegeversicherung (OKP) 

 Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen 

Erlasses 

 Adressat: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Ex-ante-Evaluation 

 Sprache: Deutsch oder Französisch 
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Ziel 11  Die Schweiz engagiert sich für Reformen zur Stärkung der multilateralen Zusammenar-

beit, intensiviert gezielt ihr Engagement in der internationalen Zusammenarbeit und setzt 

sich für optimale Rahmenbedingungen als Gaststaat internationaler Organisationen ein 

 Titel: Independent Evaluation of SDC’s Performance in Ag-

ricultural Market Systems Development 2011−2018 

 Auftraggeber: Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszu-

sammenarbeit und humanitäre Hilfe vom 19. März 1976 

(Art. 9) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Englisch 

   

 Titel: Independent Evaluation of SDC's Systemic Change 

through national policy dialogue 

 Auftraggeber: Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszu-

sammenarbeit und humanitäre Hilfe vom 19. März 1976 

(Art. 9) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Englisch 

   

Ziel 12  Die Schweiz verfügt über geregelte Beziehungen mit der EU 

 Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant  

   

3  Die Schweiz sorgt für Sicherheit, engagiert sich für den Schutz des 

Klimas und agiert als verlässliche Partnerin in der Welt 

Ziel 13  Die Schweiz steuert die Migration, nutzt deren wirtschaftliches und soziales Potenzial 

und setzt sich für die internationale Zusammenarbeit ein 

 Titel: Evaluation von Prozessqualität, Entscheidqualität 

und Rechtsschutz im Rahmen der Umsetzung des 

revidierten Asylgesetzes («Evaluation PERU») 

 Auftraggeber: Staatssekretariat für Migration (SEM) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesverfassung (Art. 170) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch 
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Ziel 14  Die Schweiz beugt Gewalt, Kriminalität und Terrorismus vor und bekämpft sie wirksam 

 Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant  

   

Ziel 15  Die Schweiz kennt die Bedrohungen ihrer Sicherheit und verfügt über die notwendigen 

Instrumente, um diesen wirksam entgegenzutreten 

 Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant  

   

Ziel 16  Die Schweiz nutzt Boden und natürliche Ressourcen schonend, sichert eine nachhaltige 

sowie lückenlose Energieversorgung und fördert eine nachhaltige Land- und Ernährungs-

wirtschaft 

 Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant  

   

Ziel 17  Die Schweiz setzt sich national und international für eine wirksame Umweltpolitik ein 

und leistet ihren Beitrag zum Klimaschutz und zur Erhaltung der Biodiversität 

 Titel: Evaluation der Aktion «co2tieferlegen» und der Pro-

motion für energieeffiziente Fahrzeuge 

 Auftraggeber: Bundesamt für Energie (BFE) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesverfassung (Art. 170) 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch; 

Zusammenfassung: Französisch 

   

Ziel 18  Der Bund tritt Cyber-Risiken entgegen und unterstützt und ergreift Massnahmen, um 

die Bürgerinnen und Bürger sowie die kritischen Infrastrukturen zu schützen 

 Keine Wirksamkeitsüberprüfung geplant  
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